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Die Linkspartei.PDS in der sächsischen
Landespolitik
Das Merkwürdigste an der Zukunft ist wohl die
Vorstellung, dass man unsere Zeit später die
gute alte Zeit nennen wird.
John Steinbeck (1902-1968),
amerikanischer Schriftsteller
1. Zielstellung
Am ersten Adventwochenende des ver-
gangenen Jahres verabredeten die Dele-
gierten des Landesparteitages der sächsi-
schen Linkspartei eine Ziellinie bis 2009.
Mehrheiten für linke Konzepte sollen
gewonnen und die Linkspartei von der
stärksten Oppositionspartei zur stärksten
polit ischen Kraft in Sachsen gemacht wer-
den. Dann sei eine andere Politik machbar
und eine andere Regierung möglich.1
Die jüngste Umfrage zur politischen Ent-
wicklung Sachsens, die halbjährlich von
der Staatsregierung in Auftrag gegeben
wird, scheint diese Perspektive zu bestäti-
gen. Die sächsische Linkspartei würde
derzeit von 25 % der Befragten gewählt
und würde damit ein besseres Ergebnis
als bei der Landtagswahl im Herbst 2004
erreichen. Dabei darf nicht übersehen
werden, dass sie vor einem Jahr mit 28 %
und im Januar dieses Jahres mit nur 22 %
bewertet wurde. Die Linkspartei kann
demnach auf einen stabilen Zustimmungs-
wert von rund 20 % bis 22 % zurückgrei-
fen. Darüber hinausgehende Zustimmung
scheint jedoch von bundespolitischen
Konjunkturen und nicht landespolitischem
Agieren abhängig zu sein. Dies hat Kon-
sequenzen für das Ziel, stärkste politische
Kraft im Freistaat zu werden, und verweist
auf die Handlungsfähigkeit der sächsi-
schen Linkspartei einschließlich ihrer
Landtagsfraktion und ihrer Rolle im säch-
sischen Parteiensystem. Diesen Aspekten
widmet sich der erste Teil dieses Papiers.
Zugewinn an politischer Kontur und Kom-
petenz und damit verbunden erhöhte
Zustimmung zu linken Konzepten erfordert
die Arbeit an einem „realistischen Zu-
kunftsentwurf, der dem Land und seinen
Bewohnern eine sinnvolle Lebensperspek-
tive eröffnet“.2 Seit der Veröffentlichung
1 Beschluss der 1. Tagung des 9. Landespartei-
tages der Linkspartei.PDS Sachsen. „Die
Entwicklung der Linkspartei.PDS Sachsen –
Ziellinie 2009, S. 4 (Internetfassung).
2 PDS-Fraktion im Landtag Sachsen 2004,
Aleksa. Alternatives Landesentwicklungskon-
zept für den Freistaat Sachsen, Dresden, S.
12.
des Alternativen Landesentwicklungskon-
zeptes (Aleksa) ist diese notwendige und
konzertierte Arbeit hingegen, zumindest
wahrnehmbar, nicht fortgesetzt worden.
Vom Landesparteitag proklamierte Ziele,
wie die Fortentwicklung der Arbeit am
Aleksa oder die Erarbeitung eines „Alter-
nativkonzeptes zur gegenwärtigen Bildung
und Kultur in Sachsen“3, sind in den
Hintergrund getreten. Dafür gibt es sicher-
lich gute Gründe angesichts der rasant
wechselnden tagespolitischen Erfordernis-
se. Neue Fragestellungen wie z.B. die
Perspektiven öffentlichen Eigentums sind
hinzugetreten. Gleichwohl führt dies dazu,
dass die durch den Landesparteitagsbe-
schluss angestrebte Vernetzung politi-
scher Handlungszentren ebenso wie über-
greifende Zusammenhänge und Leitbilder
in den Vorschlägen der Landtagsfraktion
sowie der Landespartei nicht erkennbar
werden.
Vor diesem Hintergrund soll das seit 2004
vorliegende Alternative Landesentwick-
lungskonzept in Beziehung zu vergleich-
baren strategischen Positionierungen, z.B.
in Sachsen-Anhalt, gesetzt und daraus
Schlussfolgerungen für entsprechende
künftige Leitbilddebatten gezogen werden.
2. Die Linkspartei.PDS und das
sächsische Parteiensystem
Die Landtagswahl vom 19. September
2004 hat sowohl zu einer Pluralisierung
als auch einer Verringerung von Asymmet-
rien im sächsischen Parteiensystem bei-
getragen.
Die Union ist zwar weiterhin die stärkste
Partei, doch beträgt ihr Vorsprung auf die
Linkspartei nur noch rund 17,5 % und hat
sich damit gegenüber der Landtagswahl
1999 halbiert. Der Abstand zwischen dem
Regierungslager und den Oppositionspar-
teien - ohne NPD - verringerte sich um
7 % und beträgt nur noch 16,8 %.
Die Opposition aus Linkspartei, FDP und
Grüne ist inhaltlich und politisch stark seg-
mentiert. Dies ist ein wesentlicher Unter-
3 Beschluss der 1. Tagung des 9. LPT, a.a.O.,
S. 3.
3schied zu den beiden vorangegangenen
Wahlperioden mit dem Gegensatzpaar
einer CDU-Regierung und einer linken
Opposition aus PDS und SPD, in der sich
allein das in allein Sachsen in besonderer
Weise präsent gehaltene historische Erbe
der PDS als Kooperationshemmnis erwies
und bis heute erweist.
Die verstärkte Segmentierung trägt einer-
seits zu einer Belebung der parlamen-
tarischen Debatte bei, die zwischen 1990
und 2004 von der alleinregierenden CDU
zeitweise wie Mehltau überlagert wurde,
andererseits erleichtert diese Heterogeni-
tät den Regierungsparteien CDU und SPD
die Regierungsarbeit. Eine Zusammenar-
a) Die CDU – trotz Koalition dominie-
rende Partei
Der Wahlsonntag im September 2004
ergab für die erfolgsverwöhnte sächsische
CDU eine dramatische Niederlage. Sie
büßte mit einem Verlust von rund 376.000
Stimmen nicht nur ein knappes Drittel ihrer
Wählerinnen und Wähler, sondern
zugleich die absolute Mehrheit und dar-
über hinaus die fest verankerte Vorstel-
lung ein, dauerhaft allein regieren zu
können.
Insoweit konstatierte ein CDU-Papier zwei
Monate nach der Wahl lapidar: „ Im Ergeb-
nis ist festzuhalten, dass der oftmals
beschworene Sachsenmythos wie eine
Seifenblase zerplatzt ist. Mit dem histo-
risch einmaligen Einbrechen bei dieser
arbeit der drei Oppositionsparteien ist die
Ausnahme, findet fast ausschließlich beim
Umgang mit der NPD-Fraktion und dann in
der Regel gemeinsam mit den Regie-
rungsfraktionen statt Strategisch hat sich
die sächsische CDU selbstredend von der
Option einer Alleinregierung nicht endgül-
tig verabschiedet. Sie hat jedoch mit Blick
auf den Erdrutsch vom 19. September
2004 eine Modifikation ihrer Handlungsop-
tionen vorgenommen und will künftig „ihre
Chance nutzen, durch sachkompetente
Politik mit Zukunftsvisionen und populari-
tätssichernder Bodenhaftung zu einer
langfristig dominierenden Volkspartei zu
werden, die das Land über Jahrzehnte
hinweg gestalten und an die Spitze brin-
gen kann“.4
Landtagswahl ist klar, dass die sächsische
Union keine CSU des Ostens ist. 5“
Organisatorisch bringt sie die dafür not-
wendigen Voraussetzungen mit. Sie ver-
fügt mit rund 15.000 Mitgliedern über
genauso viele Parteiaktivisten wie die
Linkspartei, deren Mitgliedschaft jedoch
4 CDU-Sachsen 2004, Zukunft durch Erneue-
rung. Herausforderungen annehmen – Chan-
cen nutzen. Diskussionsentwurf der Arbeits-
gruppe zur Verbesserung der Parteiarbeit, S.
15.
5 Roland Wöller/Michael Kretschmer/Christian
Piwarz 2004, Analyse der Landtagswahl 2004
in Sachsen. Vorschläge für ein erfolgreiches
Wahlkampfmanagement und eine moderne
Parteiarbeit, S. 6.
Tab. 1: Ergebnisse der CDU Sachsen zu Landtags- und Bundestagswahlen seit
1990
Wahl Erststimmen % Zweitstimmen %
LTW
1990
1.332.595 51,1 1.417.332 53,8
BTW
1990
1.396.508 50,5 1.376.055 49,5
LTW
1994
1.015.138 50,4 1.199.833 58,1
BTW
1994
1.302.187 51,2 1.229.313 48,0
BTW
1998
1.063.306 36,9 945.199 32,7
LTW 1.144.041 53,6 1.231.254 56,9
4deutlich älter ist. Beide Parteien zusam-
men verfügten 2004 über dreimal so viele
Mitglieder wie die SPD, FDP und Grüne
zusammen.6 Sie ist in Vereinigungen und
Initiativen verankert und hat es verstan-
den, die Zeit seit 1990 zur institutionellen
Absicherung politischen Einflusses zu
nutzen.
Dabei darf freilich nicht außer Acht gelas-
sen werden, dass der Einfluss der Union
in den Groß- und Mittelstädten Sachsens
schwindet. Wöller und andere identifizier-
ten einen sich aus den kommunalen
Wahlen seit 2001 fortsetzenden Trend,
dass die CDU insbesondere in den großen
Städten teilweise empfindliche Verluste
hinnehmen musste.7 Die jüngsten Wahler-
gebnisse in Leipzig und Chemnitz haben
dies bestätigt. Ob dies wie z.B. in Thürin-
gen eine faktische schwarz-rote Zweitei-
lung dahingehend impliziert, dass die
Union im ländlichen Raum dominiert und
Linkspartei sowie SPD in den Städten bei
abgestimmtem Handeln erfolgreich sein
können, lässt sich derzeit nicht abschät-
zen. Dass eine gemeinsame strategische
Positionierung von Linkspartei und SPD
bei Oberbürgermeisterwahlen, ähnlich wie
in Thüringen, den kommunalen Einfluss
der Union nachhaltig schmälern könnte, ist
jedoch nach den Ergebnissen von Leipzig
und Chemnitz zu vermuten.
Innerparteilich ist es Milbradt gelungen,
die über rund zwei Jahre in der Union
schwelenden und in der letzten Phase der
Amtszeit Biedenkopfs offen ausgebroche-
nen innerparteilichen Streitigkeiten zumin-
dest derart zu befrieden, dass die Arbeit
der Koalition nicht behindert wird und
seine Position unangetastet bleibt.
Dies war angesichts des Debakels bei der
Ministerpräsidentenwahl am 10. Novem-
ber 2004 nicht zu erwarten. Erst im zwei-
ten Wahlgang und mit denkbar knappster
Mehrheit gelang die Wahl in die zweite
Amtsperiode. Derlei Ereignisse haben sich
seitdem nicht wiederholt. Und auch die für
NPD-Kandidaten abgegebenen Stimmen
aus den Reihen der demokratischen
6 Zahlen nach Brümmer, a.a.O., S. 215.
7 Wöller et al, a.a.O., S. 2.
Fraktionen müssen nicht naturgemäß aus
der Unionsfraktion kommen. Es ist durch-
aus denkbar, dass diese Stimmen sowohl
von Abgeordneten der CDU kommen, die
mit Georg Milbradt bzw. der Führung noch
eine Rechnung offen haben, oder auch
von Abgeordneten der FDP kommen, die
über einen solchen Weg Unruhe in die
Koalition tragen wollen.8
Der gegenüber Milbradts erster Wahl zum
Ministerpräsidenten - trotz des herben
Verlustes bei der Landtagswahl 2004 –
gewonnene Handlungsspielraum drückt
sich in der Kabinettszusammensetzung
aus: Im Jahre 2002 band er mit Steffen
Flath und Thomas de Maizière zwei seiner
erklärten Gegner in die Regierung und die
damit verbundene Kabinettsdisziplin ein
und ernannte drei Landtagsabgeordnete
zu Ministern.9 In seinem zweiten Kabinett
gelang es Milbradt, die Rolle der Staats-
kanzlei aufzuwerten und damit seinen
Einfluss abzusichern. Er berief den erfah-
renen CDU-Generalsekretär und loyalen
Wahlkampfchef Herrmann Winkler zum
Staatskanzleichef und schuf einen Staats-
sekretärsposten, den er mit der ebenfalls
loyalen Andrea Fischer besetzte.
Der Fraktionsvorsitzende Hähle nimmt
auch beim zweiten Kabinett Milbradt die
Rolle des Hüters parlamentarischer Stabi-
lität ohne darüber hinausgehende Ambiti-
onen ein. Symptomatisch steht dafür sein
Satz aus der Debatte über die Regie-
rungserklärung vom 9. Dezember 2004:
„Wir debattieren über die erste Regie-
rungserklärung in einer neuen politischen
Situation, auch wenn zunächst der Ein-
druck vorherrschen mag, es seien die
gleichen Akteure wie vorher; zumindest
bis zu meinem Auftritt könnte man das
glauben.“10
Die Beförderung des Milbradt-Konkurren-
ten und Staatsministers de Maizière zum
Chef des Bundeskanzleramtes in Berlin
stärkte nicht nur den sächsischen Landes-
verband innerhalb der CDU-Bundespartei,
8 Brümmer, a.a.O., S. 243.
9 Brümmer, a.a.O., S. 213.
10 Sächsischer Landtag 2004, Protokoll der 4.
Plenarsitzung am 09. Dezember 2004, S. 175.
5sondern schuf unerwartete landespoliti-
sche Entlastung für den Ministerpräsiden-
ten. Solange Milbradt keinen nachhaltigen
Fehler begeht, befinden sich de Maizière
und er in einer komfortablen Situation: Frei
von unmittelbarer Konkurrenz können sich
beide profilieren und den Erfolg zugunsten
der sächsischen Union wirksam werden
lassen. Dass de Maizière jedoch weiterhin
ein politisch einflussreicher und eigen-
ständiger Akteur in der sächsischen Union
bleibt, bewies nicht zuletzt sein jüngster
Besuch in der sächsischen Landtagsfrak-
tion, deren Aussage zusammengefasst
schlicht lautet: Niemand sollte Rechnun-
gen ohne mich machen.11
Die Koalition mit der SPD hat der Union
deshalb bislang nicht geschadet. Im
Gegenteil, die seit 2004 stattgefundenen
Wahlen haben das schwarz-rote Regie-
rungsmodell bestätigt. Neben den bereits
bestehenden rot-schwarzen Koalitionen in
Bremen und Brandenburg koalieren CDU
und SPD seit 2004 in Sachsen, Schleswig-
Holstein, Sachsen-Anhalt und im Bund.
Darüber hinaus gelang es der CDU eine
Koalitionsvereinbarung durchzusetzen, die
Brümmer zutreffend als „gemäßigtes
CDU-Programm mit einigen sozialdemo-
kratisch geprägten sozial- und bildungspo-
litischen Akzenten“ beschreibt, mit denen
die Eckpfeiler der bisherigen christdemo-
kratischen Politik nicht in Frage gestellt
wurden.12 In der bundespolitischen Wahr-
nehmung ist Sachsen weiterhin ein
schwarzes Land, das politisch von der
Union und dem Ministerpräsidenten
Milbradt dominiert wird, auch wenn die
„bayerischen Verhältnisse“ wohl ein für
alle mal vorbei sein werden.
Obwohl infolge des Einzugs der NPD in
den Landtag verschiedentlich eine Aufwer-
tung der Linkspartei durch Regierung und
Opposition erwartet wurde13, macht die
Union seit Beginn der Legislaturperiode
11 Jürgen Kochinke 2006, De Maizière betreibt
Kontaktpflege, in: Dresdner Neueste Nachrich-
ten vom 13.07.2006; Gunnar Saft 2006, Ein
Tasse Kaffee mit Gerücht, in: Sächsische
Zeitung vom 13.07.2006.
12 Brümmer, a.a.O., S. 232.
13 Brümmer, a.a.O., S. 239.
deutlich, dass sie nicht an einer Änderung
im bisherigen Umgang mit der Linkspartei
interessiert ist. Vielmehr zeigte sich, dass
die zarte Ankündigung des damaligen
CDU-Generalsekretärs Hermann Winkler,
den Umgang mit der PDS zu ändern, ein
Wahlkampfmanöver war. Winkler hatte im
Anschluss an die Europawahl 2004 ge-
genüber der Frankfurter Rundschau er-
klärt: „Mit der Abstempelung der PDS und
ihrer Wähler zu Ewiggestrigen fehlt die
inhaltliche Auseinandersetzung. (…) Es
geht nicht um eine Annäherung an die
PDS. Die CDU bleibt eine Volkspartei der
Mitte. Aber wir müssen uns um PDS-
Wähler kümmern, die wir durch unsere
bisherige Politik verloren haben.“14
Die strukturelle Einbindung der Linkspartei
in Absprachen der demokratischen Frakti-
onen führt stattdessen auf Seiten der
Union zu einem intensivierten Bemühen
um Stigmatisierung, die sich während der
Aussprache zur Regierungserklärung in
der konsequenten Gleichsetzung von
Linkspartei und NPD durch Dr. Hähle
widerspiegelte.15
Die Debatte um den Vorwurf der Stasi-
Verstrickung gegenüber dem Fraktions-
vorsitzenden der PDS Peter Porsch trug
ein Übriges dazu bei, die Stigmatisie-
rungsstrategie aufrecht zu erhalten und
sogar legitimatorisch zu verlängern.
Während in Berlin erst der öffentliche
Dialog von Gregor Gysi mit dem damali-
gen CDU-Fraktionsvorsitzenden Klaus-
Rüdiger Landowsky in den Jahren 1999
und 2000 für die Berliner SPD die Brücke
zu einer normalisierten politischen Ausei-
nandersetzung zwischen SPD und PDS
schlug, könnte in Sachsen umgekehrt die
regierende SPD durch einen differenzier-
ten Umgang mit der DDR-Geschichte zu
einer Normalisierung der Beziehungen
zwischen Union und Linkspartei beitragen.
Vorausgesetzt, der Linkspartei gelingt es,
14 Hermann Winkler 2004, „Mit der Abstempe-
lung soll Schluss sein“. Warum sich Sachsens
CDU-Generalsekretär Hermann Winkler ver-
stärkt um PDS-Wähler kümmern will, Interview
in der Frankfurter Rundschau, o.D.
15 Sächsischer Landtag 2004, a.a.O., S. 176ff.
sich nicht durch eigenes politisches
Handeln u.a. im Umgang mit der DDR-
Geschichte ins Abseits zu stellen.
b) Die SPD – unsicherer Rettungsanker
Regierungsfähigkeit
Die Landtagswahl 2004 trieb die SPD
durch ein Wechselbad der Gefühle. Erneut
erlitten die Sozialdemokraten eine histori-
sche Niederlage. Nachdem sie bereits
1999 ihr bis dahin schlechtestes Wahler-
gebnis der Nachkriegsgeschichte erziel-
ten, erreichten sie - bundesweit einmalig –
bei dieser Landtagswahl nicht einmal ein
zweistelliges Ergebnis. Noch dazu muss-
ten die bereits derart Gedemütigten zur
Kenntnis nehmen, dass die NPD in glei-
cher Prozentstärke in den Landtag einzog.
Obwohl ursprünglich drei SPD-Funktio-
näre als Spitzenkandidaten im Gespräch
waren, war die SPD sowohl auf der Per-
sonen- wie auch auf der Politikebene im
Vorfeld der Landtagswahl profillos. „In
keinem Politikfeld trauten ihr im Vorfeld
der Wahl mehr als 15 Prozent der Sach-
sen die Lösung eines Problems zu. (…) Ihr
Spitzenkandidat Thomas Jurk konnte nur
11 Prozent der Wähler von sich überzeu-
gen. Selbst in der eigenen Anhängerschaft
votierten nur 31 Prozent für Jurk.“16Tab. 2: Ergebnisse der SPD Sachsen zu Landtags- und Bundestagswahlen seit 1990
Wahl Erststimmen % Zweitstimmen %
LTW 1990 459.140 17,6 502.722 19,1
BTW 1990 504.416 18,2 505.176 18,2
LTW 1994 453.122 22,5 342.706 16,6
BTW 1994 597.370 23,5 621.620 24,3
BTW 1998 919.130 31,9 842.329 29,1
LTW 1999 303.892 14,2 232.311 10,7
BTW 2002 838.614 32,5 861.685 33,3
LTW 2004 233.593 11,4 204.438 9,86
Der Einzug der Grünen in den Landtag
durchkreuzte die Hoffnung der Union, mit
der FDP zumindest eine bürgerliche Mehr-
heit bilden zu können, und eröffnete der
SPD-Sachsen die wahrhaft historische
Chance, durch den Eintritt in die Regie-
rung der landespolitischen und innersozi-
aldemokratischen Bedeutungslosigkeit
entrinnen zu können.
Rund zwanzig Monate nach Amtsantritt
der schwarz-roten Staatsregierung fällt
eine Einschätzung sozialdemokratischer
Regierungsbeteiligung ambivalenter aus
als die Bewertung im Leitantrag zum
Linkspartei-Landesparteitag im vergange-
nen Herbst, der allein feststellte, dass in
der Politik kein Wechsel vorgenommen
wurde und die sozialdemokratische Hand-
schrift sich in der Koalitionsvereinbarung
schrift sich in der Koalitionsvereinbarung
als Rhetorik entpuppt habe.17
Obwohl bereits im Juni 2005 verfasst, ist
die Bewertung des Vizevorsitzenden der
SPD-Landtagsfraktion, Stefan Brangs, bis
heute zutreffend, dass der SPD in der
Regierung „die Besetzung inhaltlicher
Schwerpunkte nicht im gewünschten
Maße gelungen ist. In der Öffentlichkeit
besitzt die SPD in Sachsen, außer im der-
zeit problematischen Bereich der Bil-
dungspolitik, zu wenig inhaltliches Profil.
Vielmehr wird sozialdemokratische Politik
einseitig als Fortschreibung konservativer
Regierungsarbeit empfunden, unabhängig
vom erfolgreichen Einstieg der beiden
16 Viola Neu 2004, Landtagswahl in Sachsen am
19.9.2004. Wahlanalyse, KAS-
Onlinepublikation, S. 5.
17 Beschluss der 1. Tagung des 9. LPT, a.a.O.,
S. 4.
BTW 2005 666.707 25,2 649.807 24,5
7SPD-Minister und des Engagements der
gewählten Abgeordneten“.18
Zu konstatieren ist hingegen, dass die
sächsische SPD unter dem Vize-Minister-
präsidenten und Landesvorsitzenden Jurk
konsequent damit begonnen hat, struktu-
relle Defizite im eigenen politischen Agie-
ren zu beheben, die Brangs wie folgt
beschrieb: „Es fehlen Inhalte für eine
eigene Politik, die programmatische Aus-
richtung, die Vernetzung der vorhandenen
Strukturen, die Kooperation und Kommu-
nikation der handelnden Personen auf
allen Ebenen (Kommune bis Bund) und
eine umfassende Diskussion mit den
Mitgliedern.“19
Die SPD geht dabei wie folgt vor:
- Fand die inhaltliche Wahrnehmung der
Sachsen-SPD bislang ausschließlich
über die Landtagsfraktion statt, soll
diese nun für die Durchsetzung der
SPD-Ziele in der Koalitionsvereinba-
rung verantwortlich sein, während die
Landespartei die inhaltlich-programma-
tische Profilierung vorantreiben soll.20
- Die Landesgeschäftsstelle wurde per-
sonell aufgestockt und insbesondere in
der Öffentlichkeitsarbeit professionali-
siert. Personalreduzierungen in den
Regionen wurden genutzt, um die Re-
gionalgeschäftsführungen neu zu
strukturieren.21
- Die inhaltliche Debatte wurde mit
einem breit wahrgenommenen Zu-
kunftskongress begonnen.22
18 Stefan Brangs 2005, Zwischen Volkpartei und
‘kleinem’ Koalitionspartner – Anspruch, Wirk-
lichkeit und Perspektive der sächsischen Sozi-
aldemokratie. Diskussionspapier, S. 1.
19 Brangs, a.a.O., S. 2.
20 SPD-Sachsen 2006, Konzept zur künftigen
Organisation des SPD-Landesverbandes
Sachsen, o.O., S. 1.
21 SPD-Sachsen, a.a.O., S. 2ff.
22 SPD-Landtagsfraktion 2006, Sachsengerecht
– Soziale Gerechtigkeit im 21. Jahrhundert.
Dokumentation zum Zukunftskongress der
SPD-Landtagsfraktion am 22. April 2006 in
Dresden.
Der Wechsel von Wolfgang Tiefensee aus
dem Leipziger Oberbürgermeisteramt an
die Spitze des Bundesverkehrsministeri-
ums hat im Unterschied zur Beförderung
de Maizières keine Aufwertung des säch-
sischen Landesverbandes innerhalb der
SPD gebracht. Im Gegenteil, die sächsi-
sche SPD verlor damit ihren Hoffnungs-
träger an die Bundespolitik und ist zurück-
geworfen auf ihr landespolitisches Perso-
nal, denn welche Angebote könnte die
Sachsen-SPD einem Bundesminister
Tiefensee unterbreiten, da sie absehbar
weder den Ministerpräsidenten noch den
Oppositionsführer wird stellen können?
Es kann deshalb als durchaus kalkulierte
Symbolik angesehen werden, dass auf
dem Zukunftskongress der Sachsen-SPD
im Anschluss an Thomas Jurk nicht der
frühere Hoffnungsträger Tiefensee das
Ko-Referat hielt. Diese Rolle fiel dem
sachsen-anhaltinischen stellvertretenden
Ministerpräsidenten und neuem sozialde-
mokratischen Star im Osten Jens Buller-
jahn zu. Bullerjahn, der Prestige mit einer
schonungslosen Analyse der Situation in
Sachsen-Anhalt gewonnen hat,23 ent-
sprach der einzigen Interpretationsmög-
lichkeit seines Auftritts „Stärke gewinnen
aus eigener Kraft“ bereits im ersten Satz,
als er erklärte: „Die Möglichkeit, auf einem
Zukunftskongress zu sprechen, den wir
selbst noch nicht auf die Reihe bekommen
haben, obwohl wir schon so lange darüber
reden, das hat mir wirklich keine Ruhe
gelassen und ich bin der Einladung gern
gefolgt.“24
Vergleicht man die heutige innerparteiliche
Situation der Sachsen-SPD mit den Kon-
flikten Ende der neunziger Jahre und bis
hin zur Landtagswahl 2004, so ist auch
hier eine gewachsene Stabilität insoweit
zu konstatieren, als dass die SPD in der
Koalition handlungsfähig ist. Diese Stabili-
sierung ist sicherlich der disziplinierenden
Wirkung der Regierungsbeteiligung einer-
23 Jens Bullerjahn 2004, Einsichten und Perspek-
tiven. Sachsen-Anhalt 2020. Ein realistischer
Blick auf die Entwicklungen der Bevölkerung,
der Wirtschaft und des Arbeitsmarktes sowie
der öffentlichen Finanzen, Magdeburg.
24 Jens Bullerjahn 2006, Impulsreferat I, in: SPD-
Landtagsfraktion 2006, a.a.O., S. 17.
8seits und dem Export traditioneller Wider-
sacher in den Bundestag oder das Euro-
paparlament andererseits zuzuschreiben.
Es zeigt sich jedoch verschiedentlich, dass
die innerparteiliche Ruhe fragil ist. Jüngs-
tes Beispiel ist die aktuelle Diskussion um
die geplante Berufung von Eva-Maria
Stange als neuer Wissenschaftsministerin.
Wenn ein SPD-Bundestagsabgeordneter
den eigenen Landesvorsitzenden für
dessen Personalentscheidungen derart
kritisiert, dass er Frau Stange als eine
potenzielle „Bruchstelle“ für das Regie-
rungsbündnis bezeichnet und bei Neuwah-
len ein Abrutschen unter 5 % befürchtet25,
dann kann dies als statistischer Ausreißer
oder als Signal verstanden werden, dass
Jurks Position instabil ist.
Das größte Problem der SPD besteht
deshalb darin, dass es ihr bislang nicht ge-
lingen will, sich in der Koalition als eigen-
ständiger Akteur oder zumindest als
sinnvolles Korrektiv zur Union zu profilie-
ren. Dabei steht sie mit ihrer strukturellen
Schwäche und als deutlich kleinerer Koali-
tionspartner vor einem Sonderproblem,
das in Anlehnung an eine Analyse des
früheren Berliner Staatssekretärs Peer
Pasternack wie folgt umrissen werden
kann:
Für gewöhnlich werden kleine Parteien,
wie z.B. Grüne, Linkspartei und FDP, auf-
grund einzelner politischer Projekte ge-
wählt. Die großen Parteien hingegen weit
überwiegend aufgrund gesellschaftl icher
Identifikationsfolien. Damit können die
großen Parteien einen beträchtlichen
Anteil des Misserfolgs in politischen
Einzelprojekten kompensieren. Anders bei
Grünen oder Linkspartei: „Das Potential
derjenigen, die diese beiden Parteien als
gesellschaftliche Identifikationsfolien wäh-
len, ist zu klein, als dass diese auf diejeni-
gen verzichten können, die Wahlentschei-
dungen vor einer Legislatur von individuel-
len Projektumsetzungsprognosen bzw.
nach einer Legislatur von individuellen
Projektumsetzungsevaluierungen abhän-
gig machen. Ein kleinerer Koalitionspart-
25 Zitat von Gunter Weißgerber (MdB, SPD) in:
Uwe Müller 2006, Opferverbände protestieren
gegen Berufung einer Ministerin mit SED-
Vergangenheit, in: Die Welt vom 13.07.2006.
ner scheint sich jedenfalls daran zu ver-
schleißen, wenn er allen Feldern und allen
Themen irgendetwas ganz Authentisches
von sich aufprägen möchte, statt sich auf
vorzeigbare, aber eher exemplarische
Projekte zu konzentrieren.“26 Die Sachsen-
SPD steht vor dem Dilemma, einerseits
mit den Identifikationsfolien einer der
beiden großen Volksparteien gewählt zu
werden, aber andererseits nur über die
Potentiale eines kleinen Koalitionspartners
und nicht des Partners in einer traditionel-
len Großen Koalition zu verfügen.
Die Gefahr, in diesem Dilemma aufgerie-
ben zu werden, ist groß. Und angesichts
der Tatsache, dass im Herbst 2009 die
schwarz-roten Bündnisse in Berlin und
Dresden mit hoher Wahrscheinlichkeit
gleichzeitig zur Wahl stehen werden und
weder Union noch SPD im Bund derzeit
eine Präferenz zur Fortsetzung des Regie-
rungsbündnisses erkennen lassen, ergibt
sich daraus für die Sozialdemokraten in
Sachsen erheblicher Handlungsbedarf,
eine strategische Positionierung zu entwi-
ckeln. Dass dies schwer fällt, liegt auf der
Hand – muss sie eine solche Position
doch aus der Situation der Schwäche
gegenüber den potenziellen Partnern CDU
oder Linkspartei mit oder ohne Grüne
entwickeln.
Der sozialdemokratische Umgang mit der
Linkspartei ist ambivalent. Beide Parteien
entwickeln ihre Politik unter dem Gesichts-
punkt sozialer Gerechtigkeit und entwi-
ckeln daraus eine inhaltliche und politisch-
strategische Nähe. Diese wurde nicht
zuletzt im Wahlkampf 2004 deutlich, bei
dem die PDS auf ein rot-rotes Bündnis
orientierte; die SPD in ihre Optionen eine
Zusammenarbeit mit der PDS zwar ein-
schloss, aber insgesamt auf jedwede
Koalitionsaussage verzichtete.27 Gleichzei-
tig ist der Umgang mit der DDR-Ge-
schichte weiterhin Sollbruchstelle im Ver-
hältnis von SPD und Linkspartei. Dies
kann sicherlich damit erklärt werden, dass
26 Peer Pasternack 2003, Die Potenziale als
Juniorpartner in einer Koalition, unveröffent-
lichtes Manuskript, S. 1f.
27 SPD-Landtagsfraktion 2004, Pressemitteilung
von 28. August 2004.
9im Geschichtsbild des Freistaates Sach-
sen als Ausgangsort und Zentrum der
demokratischen Revolution in der DDR
steht – unabhängig davon, dass die Mauer
in Berlin fiel, und zwar gerade weil die
Wende in der DDR mit weit mehr als der
Maueröffnung verbunden werden muss.
Nicht außer Acht gelassen werden dürfen
jedoch die sozialdemokratischen Erfah-
rungen in Sachsen im 20. Jahrhundert.
Die Konsequenzen nationalsozialistischer
Verfolgung, die insbesondere mit Mitteln
des Zwangs erfolgte Vereinigung mit der
KPD und die systematische Auslöschung
sozialdemokratischer Traditionen in der
DDR beschreibt in eindrucksvoller Weise
Franz Walter am Beispiel der früheren
sozialdemokratischen Musterstadt Frei-
tal.28 Vielleicht könnten es solche Zugänge
sein, die jenseits parteipolitischer Abgren-
zungsrituale ein Verständnis dafür eröff-
nen, was Thomas Jurk meint, wenn er im
dritten Satz seiner Eröffnungsrede des
SPD-Zukunftskongresses formuliert: „An
einem Tag wie heute ist der Zeitpunkt
richtig, daran zu erinnern und daran zu
denken, was vor 60 Jahren geschah.
Damals wurden unsere sozialdemokrati-
schen Vorväter, gerade dem KZ oder dem
Untergrund entkommen, Opfer der
Zwangsvereinigung mit der KPD und
damit der SED-Diktatur.“29
Gerade weil die Mauer durch Berlin und
nicht durch Magdeburg verlief, wie der
frühere Berliner Grünen-Abgeordnete
Wolfgang Wieland einmal formulierte,
standen auch SPD und PDS in Berlin
2001 vor der Aufgabe, nicht nur ein politi-
sches Programm für eine fünfjährige
Koalition zu formulieren, sondern sich auf
ein tragfähiges gemeinsames Geschichts-
verständnis zu verständigen. Sich die
entsprechenden Passagen der Vertrags-
28 Franz Walter 2005, Von Rot zu Schwarz. Eine
kleine Geschichte des radikalen Ritualverlus-
tes am Beispiel der sächsischen Mittelstadt
Freital, in: Frankfurter Rundschau vom 23.
Dezember 2005.
29 Thomas Jurk 2006, Eröffnungsrede, in: SPD-
Landtagsfraktion 2006, a.a.O., S. 6.
Präambel30 in Erinnerung zu rufen – nicht
mit Blick auf Koalitionsarithmetik, sondern
auf den bereits erreichten Stand von
geschichtlichen Erkenntnissen in der PDS
– könnte auch für die politische Debatte in
Sachsen spannend und fruchtbar sein.
30 „(…) Wenn SPD und PDS jetzt eine Koalition
eingehen, so sind sie sich der Verantwortung
bewusst, die mit diesem Schritt verbunden ist.
Die Erfahrung des Sieges des Faschismus
über die gespaltene Arbeiterbewegung führte
in Teilen der Mitgliedschaft von SPD und KPD
nach 1945 zum Wunsch nach Vereinigung.
Dieser Wunsch wurde missbraucht zu einer
Zwangsvereinigung, ohne freie Entscheidung
insbesondere der Mitglieder der SPD, die sich
im Westteil der Stadt in einer Urabstimmung
gegen die Vereinigung aussprachen und die
im Ostteil an der freien Abstimmung gehindert
wurden.
Von vornherein beabsichtigte die KPD-
Führung, nach der Vereinigung alles sozial-
demokratische Gedankengut aus der SED zu
verbannen. Für die Verfolgung von Sozialde-
mokratinnen und Sozialdemokraten und ande-
ren Teilen der demokratischen Opposition, für
deren Inhaftierung unter menschenunwürdigen
Bedingungen bis hin zum Tod und für die
Hinrichtungen Andersdenkender trägt die SED
eine bleibende Schuld. Zusammen mit den
damaligen Entscheidungsträgern in der Sow-
jetunion ist sie verantwortlich für die gewalt-
same Niederschlagung des Volksaufstandes in
der DDR am 17. Juni 1953, den Mauerbau und
zahlreiche Menschenrechtsverletzungen, mit-
hin für das Fehlen grundlegender demokrati-
scher und Freiheitsrechte in der DDR.
Vor diesem Hintergrund sieht die Koalition ein
großes historisches Verdienst darin, dass sich
die Ostdeutschen aus dieser Unterdrückung
selbst befreit haben. Die Distanzierung der
PDS von den Unrechtstaten der SED und dem
Mauerbau waren wichtige Schritte zur Aufar-
beitung der unheilvollen Geschichte der SED.
Es waren wichtige Schritte im Prozess der
notwendigen Erneuerung der PDS. SPD und
PDS bekennen sich im Wissen um das Tren-
nende aus der Geschichte dazu, dass die
Vergangenheit nicht auf Dauer die Zukunft
beherrschen darf. Dies kann aber nur gelin-
gen, wenn nicht verdrängt und vertuscht wird.
Der offene Umgang mit den Verbrechen an
der Demokratie und den individuellen Rechten,
die Übernahme von Verantwortung sowie der
Respekt vor den Opfern sowie die Bewahrung
ihres Andenkens sind Voraussetzungen für
Versöhnung und innere Einheit. Sie sind auch
Voraussetzungen dieser Koalition.(…)“
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Die mit dem Zukunftskongress eröffnete
programmatische Debatte der sächsi-
schen Sozialdemokratie muss mit Blick auf
die erreichten Kompetenzen der Linkspar-
tei.PDS nicht überschätzt werden. Unter
anderem deshalb, weil derlei innerparteili-
che Debatten häufig nur schwer in die
Wahrnehmung von Bürgerinnen und
Bürgern und die von ihnen angenomme-
nen Parteikompetenzen einfließen. Ande-
rerseits zeigt ein Blick auf die sachsen-
anhaltinische SPD, dass ein solcher
Prozess – konsequent fortgeführt – durch-
aus imageprägend sein kann, vor allem
wenn er mit Personen wie z.B. Bullerjahn
verbunden wird. Insofern besteht eine
Aufgabe der Linkspartei darin, die SPD-
Zukunftsdebatte zur Kenntnis zu nehmen
und insbesondere auf Anknüpfungspunk-
te, die es in Fragen wie dem Mindestlohn,
der Familien- und Gleichstellungspolitik
oder der Bildungs- und Wissenschaftspoli-
tik gibt, zu überprüfen und eigene Angebo-
te für den politischen Wettbewerb ähnlich
konsequent zu entwickeln.
c) FDP und Grüne – nichts zu verlieren
außer ihren Mandaten
Die Landtagswahl 2004 spülte nicht nur
die NPD, sondern nach zehnjähriger Ab-
stinenz auch die Freidemokraten und die
Grünen ins Parlament. Beide Parteien
haben eine Dekade wahlpolitischer Ent-
täuschungserfahrungen hinter sich, und
diese Legislaturperiode entscheidet da-
rüber, ob der Wiedereinzug in den Land-
tag dem Erdrutschcharakter der 2004er
Wahl geschuldet ist oder einer tatsächli-
chen Veränderung im politischen und
sozio-strukturellen Milieu Sachsens.
Tab. 3: Ergebnisse der FDP Sachsen zu Landtags- und Bundestagswahlen seit 1990
Wahl Erststimmen % Zweitstimmen %
LTW 1990 173.965 6,7 138.376 5,3
BTW 1990 293.262 10,6 345.471 12,4
LTW 1994 74.022 3,7 36.075 1,7
BTW 1994 85.939 3,4 98.494 3,8
BTW 1998 89.866 3,1 105.524 3,6
LTW 1999 51.756 2,4 23.369 1,1
BTW 2002 173.297 6,7 187.759 7,3
LTW 2004 166.358 8,1 122.605 5,9
BTW 2005 176.889 6,7 296.623 10,2
Es spricht manches dafür, dass die Frei-
demokraten dabei leichteres Spiel als ihre
grüne Konkurrenz haben, denn es scheint,
dass die anhaltende Schwächung der
Union im Freistaat, gemessen an den
Stimmergebnissen der neunziger Jahre,
die Wählerhausse auf Seiten der FDP ge-
neriert. Die klare Fokussierung der Libera-
len auf ein Bündnis mit der Union zur
Bildung einer bürgerlichen Mehrheit dürfte
im Falle einer Koalitionsnotwendigkeit
nicht nur auf Zustimmung bei der Union
selbst, sondern auch bei den Wählerinnen
und Wählern beider Parteien treffen. Die
Überschneidungspunkte zwischen FDP
und Linkspartei.PDS sind so vernachlässi-
genswert wie der Wähleraustausch bei der
vergangenen Landtagswahl.
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Tab. 4: Ergebnisse der Grünen Sachsens zu Landtags- und Bundestagswahlen seit
1990
Wahl Erststimmen % Zweitstimmen %
LTW 1990 183.154 7,0 147.543 5,6
BTW 1990 220.497 8,0 163.192 5,9
LTW 1994 134.822 6,7 85.485 4,1
BTW 1994 107.424 4,2 122.594 4,8
BTW 1998 109.636 3,8 126.964 4,4
LTW 1999 36.533 1,7 55.609 2,6
BTW 2002 90.379 3,5 119.530 4,6
LTW 2004 124.658 6,1 106.771 5,1
BTW 2005 94.127 3,6 126.850 4,8
Die Grünen können von einer solchen
wahl- bzw. umfragepolitischen Ersatz-
handlung bürgerlich orientierter, typischer
Unionswählerinnen und –wähler nicht
profitieren. Ihr Einzug in den Landtag ver-
dankt sich, so die hier vertretene Annah-
me, überwiegend sozio-strukturellen Ver-
änderungen in den sächsischen Groß-
städten, die zugleich die Hochburgen der
Grünen sind.
Es ist an dieser Stelle nicht der Raum,
ausführlich auf die Zusammenhänge zwi-
schen stadtstrukturellen Veränderungen
und Wahlergebnissen einzugehen.31
Einige Vermutungen seien gleichwohl the-
senhaft formuliert:
- Sowohl in Dresden wie auch in Leipzig
sind die Milieus, aus denen die Grünen
ihre Wähleranteile mobilisieren, stark.
Es handelt sich dabei um das universi-
täre Milieu und das Milieu einer hoch-
31 Eine Schwierigkeit besteht zudem darin, dass
die verdienstvolle Identifizierung von Clustern
und Cleavage-Situationen zum Vergleich von
Grünen und SPD durch Rainer Berger den
Osten Deutschlands vollkommen ausgeblen-
det hat und eine vergleichbare Analyse derzeit
noch nicht vorliegt. Vgl. Rainer Berger 1995,
SPD und Grüne. Eine vergleichende Studie
ihrer kommunalen Politik: sozio-strukturelle
Basis – programmatische Ziele – Verhältnis
zueinander, Opladen, S. 79-144. Eine erste
Annäherung an das Thema für die Linkspartei:
Benjamin Hoff 2006, Die Linkspartei.PDS bei
den Wahlen in ostdeutschen Großstädten,
unveröffentlichtes Manuskript.
qualifizierten neuen Mittelschicht32, die
sich einerseits von den alten selbstän-
digen Mittelschichten und andererseits
von der – von Dietmar Wittich als frü-
here staatssozialistische Dienstklasse
bezeichneten – ostdeutschen Mittel-
schicht unterscheidet.
- Diese Gruppe ist für Ostdeutschland
neu und hat sich vermutlich im Zuge
des innerstädtischen Bevölkerungs-
austauschs herausgebildet. Diese
großstädtischen Wählerinnen und
Wähler mit Affinität zu den Grünen prä-
ferieren Themen der kulturellen Mo-
dernisierung. Damit sind Offenheit,
Vielfalt, Toleranz und Förderung der
Zivilgesellschaft umfasst. Hinzu kommt
eine soziale Gerechtigkeitsorientierung
- nicht zuletzt aufgrund der tendenziel-
len Proletarisierung von Akademikern
in ungesicherten Berufspositionen.33
Der Unterschied zur Linkspartei und
zur SPD besteht bei diesen Wählern
darin, dass es sich dabei um ein zivil-
gesellschaftliches Verständnis von so-
zialer Gerechtigkeit handelt, das staat-
licher Intervention und autoritären Zü-
gen des Sozialstaates kritisch gegenü-
bersteht.
32 Dazu gehören z.B. Hochqualifizierte in der
Industrie und ebenfalls hochqualifizierte Hu-
mandienstleistende. vgl. Berger, a.a.O., S.
102.
33 Berger, a.a.O., S. 102.
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- Die Wählerinnen und Wähler dieser
Gruppe, die hilfsweise als „sozial-
diskursives Spektrum“ bezeichnet wird,
kann sich folglich eine Wahl sowohl
der Grünen (kulturelle Modernisierung)
als auch der Linkspartei.PDS (soziale
Frage) vorstellen, sofern letztgenannte
etatistisch gezügelt also auf unnötige
Staatseingriffe verzichtend und viel-
mehr Zivilgesellschaft fördernd argu-
mentiert und entsprechend glaubwür-
dig agiert.
Die politische Perspektive der Grünen mit
Blick auf 2009 ist insoweit keineswegs
komfortabel. In den Umfragen schwanken
sie um die 5 %-Hürde und müssten im
Falle von Neuwahlen um den Wiederein-
zug in den Landtag bangen. Bei der
Bundestagswahl im vergangenen Herbst
konnten sie ihr Zweitstimmenergebnis in
absoluten Zahlen gegenüber der Land-
tagswahl 2004 zwar steigern, doch rech-
net man die erhöhte Wahlbeteiligung weg,
wäre der Einzug in den Landtag eine
größere Zitterpartie als 2004 und keines-
wegs sicher gewesen. Es ist aus dieser
Perspektive nachvollziehbar, dass die
Grünen sich mit koalitionspolitischen Über-
legungen zurückhalten, auch wenn es ein
offenes Geheimnis ist, dass die Fraktions-
vorsitzende Antje Hermenau einer
schwarz-grünen Option mindestens aufge-
schlossen gegenübersteht. Zwischen
Linkspartei und Grünen bestehen inhaltlich
in mindestens ebenso viel Punkten wie bei
der SPD Übereinstimmung, weshalb bei
der inhaltlichen Auseinandersetzung mit
ihnen durch die Linkspartei die gleichen
Anforderungen gelten sollten wie bei der
SPD.
d) Die Linkspartei – Tanker mit Proble-
men in der Mannschaftsaufstellung
Die Linkspartei.PDS profitiert von ihrem
Vorteil als dominant größte Oppositions-
fraktion. Die aus der Fraktionsgröße ent-
stehende Verpflichtung, alle politischen
Themenfelder bearbeiten zu müssen, hat
aber auch Nachteile. Während sich die
kleineren Oppositionsfraktionen FDP und
Grüne auf Schwerpunkte konzentrieren
können bzw. zum Zwecke der Erkennbar-
keit sogar müssen, wirkt die Linksfraktion
im parlamentarischen Geschehen häufig
wie ein Tanker neben Schnellbooten –
auch wenn sich dies in den Umfragen
nicht nachhaltig auszuwirken scheint.
Neben der Union ist die Linkspartei in
Sachsen parteiorganisatorisch am stärks-
ten verankert. Sie verfügt aber über eine
überwiegend betagte Mitgliedschaft und
befindet sich in einem Wandel von der
Mitgliederpartei zur Funktions- und Wähle-
rInnenpartei. Damit einher geht eine Ab-
nahme flächendeckender Verankerung in
den Wohngebieten bei gleichzeitig not-
wendiger Zunahme professioneller und
überregional organisierter Parteikommuni-
kation. Die gegenüber den anderen Oppo-
sitionsparteien und der SPD sehr hohe
Verankerung in der Fläche verleiht der
Linkspartei eine Stärke durch Kontinuität
und zumindest theoretisch alltägliche
Erfahrbarkeit. Diese organisatorische Ver-
ankerung bildete die Grundlage für die Re-
Legitimierung der PDS als „Kümmererpar-
tei“ im Rahmen der Hartz IV-Proteste.
Nachdem die Partei bei der Bundestags-
wahl 2002 die von den Wählerinnen und
Wählern implizit an sie gerichtete Frage
nach ihrem politischen Gebrauchswert zu
beantworten nicht in der Lage war, kam
diese Imageveränderung unerwartet und
war von großer Bedeutung.
Die „Montagsdemonstrationen“ gegen
Hartz IV gaben nicht nur der PDS ihre
Funktion als Partei sozialer Gerechtigkeit
wieder, sondern waren für viele Mitglieder
der PDS ein besonderes Protestinstru-
ment. Mit diesen Demonstrationen ver-
band sich mehr, denn wie Bernd Rump
feststellt, wurde mit ihnen an eine Praxis
der Wendezeit angeknüpft.34 Indem eine
ostdeutsche Bevölkerung erklärte erneut
ihrer Regierung „Wir sind das Volk“. Eine
positiv besetzte Politikerfahrung wurde
wieder aufgenommen, sie sicherte Rück-
kopplung ins politische System und ver-
deutlichte den Anspruch, nicht nur im
kleinen Kreis Recht zu haben, sondern
Gesellschaft zu verändern.
Solche Erfahrungen sind umso wichtiger
angesichts des beschriebenen Wandels
34 Bernd Rump 2004, Strategische Bemerkun-
gen, o.O., S. 2.
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von einer Mitgliederpartei zur Funktions-
und Wahlpartei. Die Mitgliedschaft, die die
Linkspartei.PDS vielfach als politische
Heimat und Rückzugsort – gerade auf-
grund der rasanten Veränderungen um sie
herum – versteht, begleitet diese Wand-
lung interessiert aber auch misstrauisch.
Die Erfahrungen mit einer technokrati-
schen und weltfremden SED-Partei-
führung einerseits und der sehr kritisch
betrachteten glatten Professionalität im
McKinsey-Stil, die man nicht in der Partei
haben möchte, andererseits sind Grundla-
ge dieses Misstrauens, das - positiv ge-
sprochen - eine lebendige und individuell
geprägte Partei erhalten will oder erhalten
gewusst haben will. Wie in der Bundespar-
tei wurde auch in Sachsen spät damit
begonnen, eine kontinuierliche Kommuni-
kation über diesen Wandel, veränderte
Anforderungen an Mitglieder und von
Mitgliedern sowie die Rolle politischer
Führung zu initiieren. Der Autor Christian
von Ditfurth vertritt in diesem Zusammen-
hang die These, dass die Basis der Links-
partei.PDS diesem Strukturwandel der
Partei – der gemeinhin als Reformerkurs
beschrieben wird – nur solange tolerierend
gegenübersteht, wie sie dafür Wahlerfolge
garantiert bekommt. Bleiben die Wahler-
folge aus, wird die Parteimodernisierung
ablehnend verantwortlich gemacht. Als
These mit generellem Erklärungsanspruch
greift sie wahrscheinlich zu kurz, doch
können Motive für die im Anschluss an die
Landtagswahl 2004 begonnene innerpar-
teiliche Debatte und darin erhobene
Vorwürfe sicherlich damit erklärt werden.
Politische Generationen, ihre Kommu-
nikation und Konflikte
Neben diesem strukturellen Wandlungs-
prozess befindet sich die sächsische
Linkspartei in einem weiteren, einem
personalisierten Wandlungsprozess. Die-
ser wird von Bernd Rump wie folgt be-
schrieben: „(…) der uneingeschränkte Ein-
fluss der Wendegeneration in der PDS ist
nicht mehr so vorhanden: das ist natürlich.
Aber wenn die Homogenität nicht mehr
quasi ‚automatisch’ hergestellt wird, auch
nicht herstellbar ist – wenn z.B. die tat-
sächliche soziale und gesellschaftliche
Situation der Akteure immer weniger
Gemeinsames hat, wenn die Partei auch
nicht mehr zuerst durch die Gegnerschaft
der anderen Kräfte zusammengehalten
wird – dann muss sie ihren Zusammenhalt
‚neu’ schaffen“.35
Als Wendegeneration ist dabei jene
politische Generation zu verstehen, die –
idealtypisch formuliert – im Herbst 1989
zwischen 30 und 40 Jahre alt war. Beruf-
lich waren sie häufig in der zweiten Reihe
in den SED-, oder FDJ-Kreis- bzw. Be-
zirksleitungen bzw. Hochschulen oder der
Akademie für Gesellschaftswissenschaf-
ten tätig. Zwischen November 1989 und
Ende 1990 formten sie die SED-PDS,
gaben ihr Gesicht und trugen dazu bei,
„von einer Strategie der Eindämmung des
Zerfalls einer Staatspartei zu einer Strate-
gie des Aufbaus einer politischen Wettbe-
werbspartei umzuschalten".36
Wolfgang Engler bezeichnet diese in die
DDR hineingeborene Generation als die
kritischere, die Aufbruch-Generation. Ge-
rade weil das soziale Leben abgesichert
war, habe sie „mit ungewohnten Gedan-
ken, mit offeneren, spontaneren Lebens-
formen (experimentiert). Und genau das
missfiel parteistaatlicherseits“.37
Geprägt wurde diese Wendegeneration in
dreierlei Hinsicht:
- Durch die Erfahrung des erfolgreichen
Ausbruchs aus der politischen und ge-
sellschaftlichen Erstarrung in der DDR.
- Durch individuelle und kollektive Ohn-
machtserfahrungen gegenüber Jobver-
lust, ABM-„Karrieren“ und der Unplan-
barkeit von Lebenswegen. Dies führte
mehrheitlich zum positiven Bezug auf
das Sozial- und Gesundheitssystem
der DDR, was vielfach als Vergangen-
heitsfixierung stigmatisiert wird.38
35 Rump, a.a.O., S. 2.
36 Michael Brie 2000, Die PDS – Strategiebildung
im Spannungsfeld von gesellschaftlichen Kon-
fliktlinien und politischer Identität, Rosa-
Luxemburg-Stiftung, Berlin, S. 25.
37 Wolfgang Engler 1999, Die Ostdeutschen.
Kunde von einem verlorenen Land, Berlin, S.
61.
38 Diesen Kontrast zu verstehen, bedarf es
wiederum eines Rückgriffs auf Engler, der die
DDR als eine „arbeiterliche Gesellschaft“, nicht
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- Durch die über Jahre anhaltende poli-
tische Ausgrenzung im politischen
System der DDR. Gerade diejenigen,
die 1990 die alte SED beerdigten und
die neue PDS schaffen wollten, ohne
ihre Geschichte und die der DDR zu
verleugnen, nahmen die langjährige
Ausgrenzung als akkumulierte Enttäu-
schungserfahrungen wahr, die auch ihr
Bild vom bundesdeutschen parlamen-
tarischen System prägte.
Verdienst und Schicksal der 1989er Gene-
ration beschreibt Michael Brie wie folgt:
„Durch die Kontinuität gegenüber der SED
wurde einerseits in einer Situation höchs-
ter Unsicherheit eine begrenzte Stabilität
der Strukturen gewahrt, konnte auf perso-
nelle und finanzielle Ressourcen der
Staatspartei zurückgegriffen werden.
Damit war die Konkurrenz mit den West-
parteien erleichtert (...). Die PDS nahm
andererseits eine moralische Selbstdis-
kreditierung in Kauf."39
Nach Werner J. Patzelt entfaltete sich
diese politische Generation der PDS in der
Kommunalpolitik, also unten „an der Basis
der – vom Zugang zu höheren Führungs-
ebenen noch ausgeschlossenen – Partei.
Dort brachten diese vergleichsweise
jungen, gut ausgebildeten, schon zu DDR-
Zeiten gestaltungswilligen, von der DDR
zwar geprägten, für deren System aber
nicht verantwortlichen, mit ihm oft damals
schon wenig zufriedenen Elitegruppen ihr
Engagement und ihre Sachkompetenz so
überzeugend ein, dass sich jenes politi-
sche Kapital akkumulieren ließ, von
expressis verbis als sozialistisch, definiert. Die
Arbeiter übten zwar, im Gegensatz zur SED-
Propaganda, nicht die politische Macht aus .
„Aber das soziale Zepter hielten sie in der
Hand. Anschauungen, Meinungen, Konventio-
nen, Kleidungs- und Konsumgewohnheiten
und nicht zuletzt die Alltagssitten richteten sich
nach den Normen und Idealen der arbeitenden
Klasse.“ Wobei Engler als wichtiges Merkmal
dieser Gesellschaft sieht, dass sie allen Arbeit
garantierte. Alle arbeiteten oder meinten zu
arbeiten, und gerade die Arbeiter zeichneten
sich „nicht nur durch gefestigtes Gruppenbe-
wusstsein, sondern auch durch grenzenloses
Selbstbewusstsein“ aus. Vgl. Engler, a.a.O., S.
199ff.
39 Brie, a.a.O., S. 26.
dessen Zinsen die PDS seither bei Kom-
munal-, Landtags- und Bundestagswahlen
recht gut lebt“.40
Rund 16 Jahre später befindet sich die
sächsische Wendegeneration in einem für
andere Parteien unnormalen Spannungs-
verhältnis. Seit dem Ende der SED und
der kurzen Phase der Runden Tische sind
die PDS-Wendeakteure mit einer domi-
nanten CDU konfrontiert. Jede kluge
Oppositionsidee und –strategie führte un-
weigerlich wieder nur in die Opposition. In
anderen Parteien würde die Wendegene-
ration altersmäßig im Zenit ihrer Schaf-
fenskraft stehen und entsprechend partei-
politische Entwicklungsperspektiven ha-
ben. In der Linkspartei sind die Akteure
vielfach seit 1990 in Vorständen und
Fraktionen. Vor allem das auf kommunaler
Ebene gewachsene Vertrauen zu dieser
politischen Generation eröffnete bei der
SPD und in der Öffentlichkeit die Möglich-
keit solider Politik auch seitens und mit der
PDS und damit den Weg zu nicht nur
taktisch, sondern auch strategisch ge-
meinten Tolerierungs- und letztlich Regie-
rungsbündnissen. Nicht jedoch in Sachsen
– dort ist diese Generation am Ende ihrer
Karrieremöglichkeiten, aber nicht ihres
Gestaltungswillens angekommen. Viel-
leicht gerade deshalb, weil nicht wenige
von ihnen vor dem letzten großen Lebens-
abschnitt vor dem Renteneintritt stehen.
Umso schwerer wiegt und problematischer
ist es möglicherweise, dass mittlerweile
eine neu herangewachsene Generation,
die ab Mitte der neunziger Jahre in der
Partei aktiv wurde, beginnt, nach und nach
Verantwortung zu übernehmen. Diese
Generation kommt im Vergleich zu ande-
ren Parteien insofern zu früh, als die von
ihnen angestrebten Positionen – mangels
Aufstiegschancen der vorherigen polit i-
schen Generation – noch nicht geräumt
sind. Daraus entstehen nachvollziehbare
Friktionen, die – selbstverständlich für eine
politische Partei – mit politischen oder
sozio-kulturellen Unterschieden aufgela-
den sind oder begründet werden. Proble-
40 Werner J. Patzelt, Die PDS nach 2000:
Neugeburt oder Fehlgeburt?, in: Frank Berg /
Lutz Kirschner (Hrsg.) PDS am Scheideweg,
rls-manuskripte 20, S. 6.
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matisch ist dies vor allem dann, wenn eine
rationale Verständigung über diese Situa-
tion nicht stattfindet.
Eine solche Verständigung ist jedoch
notwendig, denn eine Partei kann nur
dann funktionieren, wenn sich unter-
schiedliche Generationen in einem Aus-
tausch um die besten Ideen und eine
gemeinsam zu erzählende Geschichte
befinden. Ein solcher Austausch muss die
fünf in der Linkspartei vertretenen Genera-
tionen einbeziehen:
- die DDR-Aufbau-Generation, die in
den ostdeutschen Landesverbänden
die Mehrheit darstellt,
- die Wende-Generation, die im Mittel-
bau der Partei und in den Führungspo-
sitionen der PDS dominierte,
- die Post-1989er Generation, die zu-
nehmend Einfluss in der Linkspartei
gewinnt,
- aber auch die westdeutsche Wohl-
fahrtsstaatsgeneration, die insbeson-
dere in der WASG dominiert,
- die gesamtdeutsche Generation der-
jenigen, die in den späten Achtzigern
und Anfang der neunziger Jahre gebo-
renen, die einen vollkommen neuen
und eher westdeutsch geprägten Blick
auf die politischen Verhältnisse hat, für
die die DDR ebenso Geschichte ist wie
die „goldenen siebziger Jahre“ und für
die selbst Helmut Kohl nur noch eine
Person der Zeitgeschichte und nicht
mehr Dauerkanzler ist.
Verhindert wird eine notwendige sachliche
Verständigung jedoch mit einer Fokussie-
rung auf eine sich vermeintlich um Katja
Kipping scharende „Jugendbrigade“. Der
gewählte Begriff ist bereits unglücklich,
denn im Jahre 2001 erläuterte der Autor
der Frankfurter Rundschau Honnigfort in
einem Artikel über Nachfolgestreitigkeiten
in der CDU den Begriff und geht auf die
von Biedenkopf zwischenzeitlich erfunde-
ne „U50“ ein, mit der sechs Kabinettsmit-
glieder unter 50 Jahren gemeint waren,
aus denen Biedenkopf angeblich seinen
Nachfolger küren wollte. Diese „U50“
wurde, so Honnigfort, auch als „Jugend-
brigade“ verspottet.41
Deutlich wird, dass der Begriff „Jugendbri-
gade“ als externe Zuschreibung in Sach-
sen über mediale Tradition verfügt und im
Korps der Parlamentsjournalisten eine
gewisse zielgerichtete Phantasie freisetzt.
Sie sollte folglich nicht überbewertet
werden, auch wenn sie durch die Realität
bestätigt zu werden scheint.
Vielmehr zeigt sich, dass die – erst einmal
nur altersmäßig – zusammengehörende
Akteursgruppe der Post-1989er auf einige
für den sächsischen Landesverband wich-
tige Resultate zurückblicken kann:
- Die sächsische Jugendarbeit ist mit
dem Landesjugendtag, dem Landesju-
gendkoordinator etc. nach und nach
zum Modell für einige andere Landes-
verbände geworden. Sie hat durch ihre
Kontinuität dem Landesverband ein
jugendlicheres Image verschafft und
die innerparteilichen Debatten, auch
durch Provokation, belebt und wohl
auch qualifiziert.
- Mit offenen Büros, Mentoringprogram-
men und anderen Institutionen sind po-
litische Räume geschaffen worden, mit
denen die Linkspartei Sachsens eine
Bewusstseinsbildende und z.T. domi-
nante Ausstrahlung auf ein nahe ste-
hendes politisches Spektrum hat.
- Hatte die PDS 1991 noch mehr als die
Hälfte ihrer Mitglieder in Orten mit bis
zu 20.000 Einwohnern, also in Dörfern
und kleinen Städten, ging dieser Anteil
bis 2000 auf ein Drittel zurück.42 In
manchen ländlichen Regionen würde
ohne die Aktivitäten der Post-1989er
die Arbeit der Linkspartei vor einem
erheblichen Dilemma stehen, vielfach
örtlich nicht mehr stattfinden.
41 Bernhard Honnigfort 2001, Verbrannte Erde.
Wie Kurt Biedenkopf mit der sächsischen CDU
spielt, in: Frankfurter Rundschau vom 23. Mai
2001.
42 Michael Chrapa/ Dietmar Wittich 2001, Die
Mitgliedschaft, der große Lümmel… Studie zur
Mitgliederbefragung 2000 der PDS, in: Pres-
sedienst der PDS, S. 31.
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Mit anderen Worten, diese mehr oder
weniger zufällige Gruppe der Post-89er
mit ähnlichem biographischem Hinter-
grund leistet in ihrer Heterogenität eine
Arbeit, die weit über das hinausgeht, was
mit dem Begriff Jugendbrigade assoziiert
werden soll – nämlich ein machtpolitisches
Netzwerk junger KarrieristInnen zu sein.
Dass diese anvisierte Assoziation nun
allerdings das Gegenteil dessen ist, was
sich in der DDR mit diesem Begriff ver-
band, nämlich junge Menschen gerade an
wirtschaftsstrategisch wichtige Objekte
gestellt zu haben, sei nur am Rande
erwähnt. Altersmäßig sind die Post-1989er
zwischen Anfang zwanzig und Ende
dreißig, sie waren zur Wendezeit Pioniere,
in der FDJ bzw. Kandidaten der SED oder
sammelten in Westdeutschland Erfahrun-
gen als Schülervertreter.
Christine Ostrowski kritisiert, dass „dieser
Generation der jungen und jüngeren PDS-
Politiker, die z. B. auch in Sachsen bereits
wichtige Funktionen und Mandate inneha-
ben, (…) Lebenserfahrung fehlt – aus
meiner Sicht die unentbehrliche Grundlage
für wirkliche Bürgernähe. Natürlich ist
ihnen das nicht vorzuhalten, sie fehlt ihnen
altersbedingt. Zu kritisieren ist jedoch,
dass ihr Umfeld es ihnen so leicht macht,
den scheinbar am meisten Erfolg verspre-
chenden, den bequemsten Weg einzu-
schlagen – ohne Berücksichtigung negati-
ver Folgen“.43
Diese Perspektive ist in zweifacher Hin-
sicht fraglich. Zum einen reduziert sie die
Post-1989er auf die Anfang 20-jährigen,
zum anderen werden unterschiedliche
Lebenswege innerhalb der Linkspartei zu
stark vereinfacht. Politische Tätigkeit hat,
in der Linkspartei wie in anderen Parteien
und Organisationen, nicht unerheblich mit
Verlust von Lebensqualität zu tun. Gerade
Parteien kranken daran, dass es ihnen
nicht gelingt, Lebensalltag und politisches
Engagement miteinander in Einklang zu
bringen. Deshalb wird auch die Linkspartei
geprägt durch männliche Singles oder
ältere Semester, die entweder im Senio-
43 Christine Ostrowski 2004, PDS und Bürgernä-
he, in: utopie kreativ Heft 170/12-2004, S.
1102.
renalter sind oder deren Kinder zumindest
aus dem Haus sind und die somit auch
über die Zeitsouveränität verfügen, sich in
Politik einzubringen. Aus dem Blick gera-
ten dabei möglicherweise die spezifischen
Probleme junger Leuten, die studieren,
während sie gleichzeitig Abgeordnete oder
in Vorständen sind, von Aktivisten im
Schüleralter, die neben der 30-Stunden-
Schulwoche noch 40-Wochenstunden
politisch aktiv sind oder von Eltern, die
kleine Kinder haben, vielleicht in einer so
genannten Patchworkfamilie leben, zur
Arbeit pendeln müssen und zugleich
Politik machen wollen. Diese Akteure sind,
wie auch Frauen im Wendegenerationsal-
ter, mit einer Doppelbelastung konfrontiert.
Jeder der genannten Lebenswege ist nicht
der bequemste. Die jeweils gewonnenen
Lebensperspektiven und Erfahrungen
hingegen sind für die Linkspartei künftig
vermutlich wichtiger als eine Gremienoch-
sentour, die mit Lebenserfahrung ver-
wechselt wird.
Die ergrauende Generation als Wahl-
perspektive der Linkspartei
Unterschätzt wird zum Teil, dass die
Alterskohorte der Wende-Generation Ost
mit der westdeutschen Wohlfahrtsstaats-
Generation bei der vergangenen Bundes-
tagswahl die Mehrheit der Wählerinnen
und Wähler der neuen Linkspartei aus-
machte und die künftige Majoritätsgruppe
der Republik bilden wird.
Ihre Kernanhänger und Kernpotenziale im
Westen Deutschlands sind, wie der Par-
teienforscher Franz Walter feststellt, die
geburtenstarken Jahrgänge, die durch die
siebziger Jahre zutiefst geprägt worden
sind. Sie wählten aus Protest die Linkspar-
tei, weil SPD und Union die sozialstaatli-
chen Versprechen der früheren westdeut-
schen Jahre, denen sie vertraut und woran
sie ihre Lebensplanung ausgerichtet hat-
ten, verraten haben, worauf sie jedoch als
Verlierer der globalisierten westdeutschen
Wirtschaft, - aus schrumpfenden Wirt-
schaftszweigen kommend, wenig oder
falsch qualifiziert, auf binnenwirtschaftli-
che, nationalstaatlich gestützte Kreisläufe
angewiesen, von „Billigarbeit“ bedroht, -
angewiesen sind. Der Verlust der Ehre
und Würde des Arbeitnehmerstatus, der
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mit Hartz IV verbunden ist, eint sie mit
vielen ostdeutschen bisherigen PDS-
WählerInnen. Sie wählten Linkspartei, weil
sie auf der Suche nach einer Partei sind,
die dauerhaft ihre sozialstaatlich orientier-
ten Interessen in der politischen Arena
vertritt. Sie könnten langfristig gute Wahl-
ergebnisse für die Linkspartei als Partei
der Wohlfahrtsstaatlichkeit generieren. Sie
– und nicht die zahlenmäßig marginalen
jungen Altersgruppen – werden, so Walter,
im Zentrum der ergrauenden Gesellschaft,
der sozialen und politischen Handlungs-
weisen stehen.44 Umso mehr besteht
Bedarf, zwischen den genannten Genera-
tionen eine gemeinsame große Erzählung
zu beginnen.
Entwicklungsperspektiven und Hemm-
nisse
Allein mit der Generationenfrage sind die
politischen Segmentierungen im sächsi-
schen Landesverband jedoch noch nicht
Die rund fünfzehnjährige Alleinherrschaft
der Sachsen-CDU hatte auch Auswirkun-
gen auf die politische Debatte innerhalb
des hiesigen PDS-Landesverbandes.
Bestimmte politische Differenzierungen die
44 Vgl. Benjamin Hoff, Horst Kahrs, Gerry Woop
2005, Aspekte eines linken Crossover-
Diskurses, in: spw – Zeitschrift für sozialisti-
sche Politik und Wirtschaft, Nr. 145, S. 50.
umschrieben, auch wenn manche politi-
sche Auseinandersetzung an dieser Frage
festgemacht zu werden scheint bzw. damit
erklärt werden soll – nicht zuletzt deshalb,
weil damit wirkliche inhaltliche Argumenta-
tionen vermieden werden können.
Die sächsische Linkspartei ist politisch
durch unterschiedliche Zentren geprägt,
zu denen funktional die Landtagsfraktion
und der Landesvorstand nebst der Ge-
schäftsstelle gehören. Regional dominie-
ren die früheren Bezirksstädte Leipzig,
Dresden und Chemnitz den Landesver-
band gegenüber dem ländlichen Raum,
wobei die drei Stadtverbände insbesonde-
re in der Wende-Generation unterschied-
lich geprägt sind und dementsprechend
alternative Zugänge zu politischen The-
men und strategischen Positionen entwi-
ckelt haben. Diese Unterschiede, die in
den neunziger Jahren durchaus nicht kon-
fliktfrei bearbeitet wurden, haben sich
abgeschliffen, sind freilich immer noch
spürbar.
in anderen Landesverbänden scharf
debattiert wurden – z.B. Oppositions- und
Regierungspolitik – bildeten sich in Sach-
sen in dieser Klarheit nicht heraus, weil
der Mangel an Realisierungsoptionen ihre
Tab. 5: Ergebnisse der Linkspartei.PDS Sachsen zu Landtags- und Bundestagswahlen
seit 1990
Wahl Erststimmen % Zweitstimmen %
LTW 1990 286.788 11,0 269.420 10,2
BTW 1990 253.066 9,2 251.217 9,0
LTW 1994 288.294 14,3 339.619 16,5
BTW 1994 437.856 17,2 427.692 16,7
BTW 1998 567.154 19,7 577.764 20,0
LTW 1999 524.177 24,5 480.317 22,2
BTW 2002 456.823 17,7 418.329 16,2
LTW 2004 502.700 24,5 490.488 23,6
BTW 2005 590.726 22,3 603.824 22,8
Exponierung nicht notwendig machte.
Unter Rückgriff auf Michael Chrapa lassen
sich im Landesverband drei unterschiedli-
che, in verschwimmenden Umrissen vor-
handene politische Diskussionslinien,
identifizieren:
- Die Gruppe der „Regierungslinken“,
die Chrapa als „Kompetenzorientierte
Modernisierer“ (KM) beschreibt. Sie
verortet sich im parlamentarischen
Umfeld und orientiert insbesondere auf
erweiterte parlamentarische Einfluss-
möglichkeiten bzw. deren Nutzung mit
Blick auf erhöhte Positionsmacht. Aus
dieser Gruppe heraus werden vor al-
lem die Professionalität bei politischer
Verantwortung und die konzeptionell-
strategische Untersetzung von Politik-
Projekten thematisiert. Sie wird ge-
prägt durch diejenigen Akteure in Frak-
tionen und Partei, die sich bewusst für
Regierungsverantwortung entschieden
haben oder diese anstreben und auf
diese Professionalität und Konzeptio-
nen angewiesen sind.
- Die Gruppe der „emanzipatorischen
Linken“, die Chrapa „Bewegungs- und
Wertorientierte Modernisierer“ (BWM)
nennt. Nach Chrapa sind die BWM
deutlich weniger homogen als die KM
und orientieren auf eine verstärkte zi-
vilgesellschaftlich-außerparlamenta-
rische Ausrichtung der Partei.45 Sie
sind ebenfalls an politischer Professio-
nalisierung, insbesondere in der Au-
ßendarstellung und im entsprechenden
Themenmanagement der Partei inte-
ressiert. In der jüngeren Zeit hat sich
unter dem selbstgewählten Titel der
„Emanzipatorischen Linken“46 eine
Gruppe von vorrangig jüngeren säch-
sischen Mitgliedern zusammengefun-
den, die wohl den Mainstream der jün-
45 Michael Chrapa 2000, Interne Konfliktpotentia-
le und Modernisierungschancen der PDS:
Situation, Anforderung, Optionen, in: Michael
Brie/Rudolf Woderich, Die PDS im Parteien-
system, Berlin, S. 226f.
46 Vgl. Julia Bonk/Katja Kipping/Caren Lay 2006,
Freiheit und Sozialismus - Let's make it real -
Emanzipatorische Denkanstöße für die neue
linke Partei, Positionspapier im Vorfeld des
Hallenser Bundesparteitages, o.O..
geren sächsischen PDS-Generation
abbilden.
- Diejenige Gruppe der Mitglieder, die
vom Projekt der DDR und ihres
Staatssozialismus aufrichtig überzeugt
waren und keinen Grund sehen, von
dieser Überzeugung abzurücken. Nach
Patzelt bindet die Gruppe umso enger
an die PDS, dass alle anderen Partei-
en – wenigstens im Nachhinein –
rundweg die DDR, oft auch die sie tra-
genden Ideen, vor allem aber ihre poli-
tische Praxis ablehnen. Und somit ge-
rade das für schlecht erklären, woran
nicht wenige jener Mitglieder selbst
voller Überzeugung mitgewirkt ha-
ben.47 Allein vom Alter her wird diese
Gruppe durch die Generation getra-
gen, die die DDR aufgebaut hat, mit
dem Kern der um 1930 Geborenen48 –
ohne mit ihr in eins gesetzt zu werden.
Denn zu ihr gehören auch jene jünge-
ren Parteimitglieder, deren politischer
Analysehorizont den Marxismus-Leni-
nismus bewusst nicht überschreitet
und die aus dem gescheiterten Experi-
ment der DDR so viel lernen wollen,
dass man es, bei Korrekturen in Ein-
zelheiten, im Grunde wiederholen kön-
ne.49
Die vorstehend benannten Segmentierun-
gen in der sächsischen Linkspartei werden
durch zwei weitere Aspekte flankiert:
- Die anfangs außerordentlich konflikt-
beladene Kommunikation mit der
WASG Sachsen ist einer intensiven
Zusammenarbeit gewichen. Die per-
sönlich und finanziell einfachere Situa-
tion als in anderen Landesverbänden
hat dazu beigetragen. Dass in anderen
Regionen die Probleme größer sind,
liegt auf der Hand. Die politische Archi-
tektur und die Kultur der früheren PDS
wird sich ändern (müssen) – und än-
dert sich bereits. Alle Erfahrungen von
Organisationen mit solchen Umbrü-
chen zeigen, dass neben großen
47 Patzelt, a.a.O., S. 6.
48 Engler, a.a.O., S. 321.
49 Patzelt, a.a.O., S. 6.
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Chancen auch Risiken und viele Kon-
flikte liegen. So ist zu berücksichtigen,
dass sowohl in der WASG als auch in
der Linkspartei.PDS Verlustängste be-
stehen. In der Linkspartei.PDS be-
fürchtet man etwas zu verlieren, was
man mehr als fünfzehn Jahre gegen
z.T. ärgste Widerstände verteidigt und
bewahrt bzw. entwickelt hat. In der
WASG gibt es Befürchtungen, das ge-
rade erst Erreichte zu verlieren, unter-
zugehen und herausgebildete Identitä-
ten aufgeben zu müssen.50
- Die parlamentarische Arbeit, über die,
wie bei allen Oppositionsparteien, die
landespolitische Profilbildung stattfin-
det, ist zweifellos produktiv. Die Frakti-
on wird jedoch seit Beginn der Wahl-
periode strukturell in ihrer Arbeit ge-
hemmt. Mit Veröffentlichung der neue-
ren Stasi-Vorwürfe gegen Peter
Porsch in der Schlussphase des Land-
tagswahlkampfes war es gelungen, die
Handlungsfähigkeit des PDS-Spitzen-
kandidaten enorm einzuschränken. Die
seitdem nicht enden wollende Debatte
darüber, ihre parlamentarische Befas-
sung, letztlich der Gang vor das Lan-
desverfassungsgericht haben den
langjährigen Fraktionsvorsitzenden
und Oppositionsführer politisch weitge-
hend neutralisiert. Porschs Spielraum
hat sich deutlich verengt.
Er würde in der angelsächsischen Poli-
tikwissenschaft - wie Tony Blair nach
seiner jüngsten Rücktrittsankündigung
50 Claudia Gohde/Benjamin Hoff/Elke Brei-
tenbach/Heinrich Eckhoff, Für eine demo-
kratisch-sozialistische Linke. Diskussions-
papier für das Delegiertentreffen der Re-
formlinken in der Linkspartei.PDS am
28.04.2006,http://www.benjaminhoff.de/
themen/wahlen/200604211400.html.
Vergleichbar zu Blair hat es Peter
Porsch bislang vermieden, die eigene
Nachfolge zu klären und entsprechen-
de Personalentwicklung zu betreiben.
Dies überrascht, da seine Erfahrungen
in der Nachwuchsarbeit als Professor
an der Universität Leipzig sowie der
Blick auf die Konsequenzen versäum-
ter Nachfolgeentscheidungen am Bei-
spiel des früheren sächsischen Minis-
terpräsidenten Biedenkopf51 ihm ein
anderes Vorgehen nahe legen müss-
ten. Es muss Peter Porsch zugestan-
den werden, dass die Nachfolgeent-
scheidung nicht unbelastet verläuft,
sondern vielmehr Gegenstand der o-
ben benannten tiefer liegenden Ausei-
nandersetzungen über die künftige
Entwicklung der Landtagsfraktion, aber
auch des sächsischen Landesverban-
des ist.
e) Gestaltungsoptionen 2009 und 2014
Die Landtagswahlen in Thüringen, Bran-
denburg und Sachsen im Jahre 2004 führ-
ten, wenngleich auf unterschiedlichem
Niveau, zu einer Stärkung der PDS, ohne
ihren politischen Gestaltungsspielraum zu
vergrößern. Im Gegenteil, es könnte sein,
dass sich der Gestaltungsspielraum auf
längere Sicht verkleinern könnte.
51 Vgl. dazu einschlägig: Bernhard Honnigfort
2001, a.a.O.
Tab.6: PDS-Wahlergebnisse in den drei ostdeutschen Landtagswahlen 2004
Wahl 2004
(Zweitstimmen)
Wahl 1999
(Zweitstimmen)
Veränderung ggü.
1999
Bundesland
Absolut in Pro-
zent
Absolut in Pro-
zent
Absolut in
Prozent
Sachsen 490.488 23,6 480.317 22,2 +10.171 +1,4
Brandenburg 372.250 32,1 276.340 25,3 +95.910 +6,8
Thüringen 263.717 26,1 247.906 21,3 +15.811 +4,8
In Sachsen wurde die CDU, deren Minis-
terpräsident Milbradt während des Wahl-
kampfes noch feststellte, dass die Alterna-
tive klar lauten würde „CDU-Regierung
oder Rot-Rot mit oder ohne Grün“52, durch
die Wählerinnen und Wähler in eine
Koalition mit der SPD gedrängt, deren
Spitzenkandidat und nunmehr stellvertre-
tende Ministerpräsident Jurk bei der Wahl
Milbradts zum Ministerpräsidenten im
Jahre 2002 noch erklärt hatte: „Wir kennen
Milbradt seit vielen Jahren als einen Mann
der sozialen Kälte, als kompromisslosen
Finanzpolitiker, der viele Kommunen im
Freistaat zu Bettlern gemacht hat.“53
Wer daraus den Schluss zieht, dass die
Koalitionsoptionen sich vereinfacht hätten,
der irrt. Denn erschwerte in der Vergan-
genheit das lange Zeit dominierende Drei-
parteiensystem aufgrund seiner geringen
Fragmentierung die Möglichkeit, Koalitio-
nen zu bilden, so sind derzeit nun trotz
sechs im Landtag vertretener Parteien die
Koalitionsoptionen aufgrund des nach
links und rechts polarisierten Parlamentes
begrenzt.54
Die sächsische Union hat die Option,
sofern sie keine Alleinregierung bilden
kann, mit der SPD oder mit den Freidemo-
kraten zu koalieren, vorausgesetzt, diese
verfügen über eine entsprechende Man-
datszahl. In der laufenden Wahlperiode
kommt allein die SPD als Koalitionspartner
in Frage. CDU wie SPD sind mangels
anderer Optionen auf diese Koalition
angewiesen, was das Bündnis stabiler
macht, als auf den ersten Blick anzuneh-
men ist.
Eine vorzeitige Auflösung der Koalition
würde zwangsläufig zu einer Neuwahl des
Landtages führen, da eine Minderheitsre-
gierung nicht ausschließen könnte, auf die
Stimmen der NPD angewiesen zu sein,
52 „Die Leute haben die Nase voll von Reformen“
- Interview mit Georg Milbradt in der Leipziger
Volkszeitung vom 11. August 2004.
53 SPD-Fraktion im Landtag Sachsen, Pressein-
formation 91/2002 vom 18. April 2002, zit. in:
Ulrich H. Brümmer (2006), Parteiensystem und
Wahlen in Sachsen, Wiesbaden, S. 213.
54 Brümmer, a.a.O., S. 234.
was politisch längerfristig nicht legitimier-
bar wäre. Da beide Regierungspartner
nicht sicher voraussagen könnten, ob
ihnen eine vorzeitige Wahl in der Wähler-
gunst nützen würde oder nicht und seit der
Bundestagswahl noch stärker vom Bun-
destrend abhängig sind, ist diese Option
derzeit nicht attraktiv.
Mit der Auflösung des stabilen Dreipartei-
enspektrums in Ostdeutschland verändern
sich die bisher stabilen Koalitionsoptionen
zwischen Rostock und Suhl, aber auch für
die Linkspartei und die SPD.
Seit dem „Magdeburger Modell“ 1994,
spätestens jedoch seit der rot-roten
Koalition in Schwerin 1998 befand sich die
SPD in der komfortablen Situation, sowohl
nach rechts mit der Union als auch nach
links mit der PDS koalitionsfähig zu sein.
Keine Koalition konnte gegen sie gebildet
werden. Sachsen-Anhalt 2002 und 2006
und der Einzug der FDP in den Landtag
Sachsen zeigen, dass diese bequeme
SPD-Option erschöpft ist.
Die Linkspartei hingegen hat weiterhin nur
die Wahl zwischen einem Bündnis mit der
SPD oder der Oppositionsrolle. Das
Selbstverständnis der FDP in Ostdeutsch-
land sieht diese Partei eher an der Seite
der Union als im Bündnis mit der SPD,
womit es wohl angesichts der Schwäche
der SPD auch nirgends eine Mehrheit
gäbe.
Hinzu kommen zwei Aspekte:
a) Die legitimen Hartz IV-Proteste, der
Wiedereinzug der PDS in den Bundes-
tag unter der Beteiligung des früheren
SPD-Vorsitzenden Lafontaine haben
innerhalb der Sozialdemokratie Spuren
auch im Umgang mit der Linkspartei
hinterlassen. Unabhängig davon, ob
dieser Umgang gerechtfertigt ist, prägt
er mal mehr mal weniger deutlich den
beiderseitigen strategischen Umgang.
b) Die jüngere Entwicklung in Sachsen-
Anhalt verweist auf die daraus entste-
henden Probleme. Nach acht Jahren
Tolerierung war die sachsen-anhal-
tinische Landtagswahl 2002 ein „Bür-
gervotum gegen das Tolerierungs-
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bündnis von SPD und PDS“.55 Insbe-
sondere der SPD gelang es aufgrund
des an Strahlkraft eingebüßt habenden
Ministerpräsidenten Höppner und in-
nerparteilicher Zerrissenheit nicht, eine
rot-rote Koalition selbstbewusst und
zukunftsfähig zu präsentieren. Der
Landtagswahlkampf 2006 hingegen
war geprägt durch blockierte Alternati-
ven und gab einen Vorgeschmack auf
die strategischen Probleme auch in
Sachsen 2009 und ggf. 2014. Die
sachsen-anhaltinische SPD strebte im
Vorwahlkampf danach, Rot-Rot und
Rot-Schwarz, bei leichter Bevorzugung
von Rot-Schwarz, in ausgewogener
Balance zu halten. Die Linkspar-
tei.PDS strebte – mit eigenem Minis-
terpräsidenten-Kandidaten – Regie-
rungsverantwortung an, gebunden an
die Möglichkeit, einen Kurswechsel in
Richtung Innovation und soziale Ges-
taltung einleiten zu können. Im Januar
2006 kam es jedoch mit der klaren Ab-
sage Bullerjahns an eine rot-rote Koali-
tion und seinem eindeutigen Koopera-
tionsangebot an die Union zur Spal-
tung der Opposition. Mehr noch: Bul-
lerjahn hatte seine SPD aus dem Ren-
nen der großen Parteien herausge-
nommen – er konkurrierte jetzt mit der
FDP um die Gunst der Union. Das war
für ihn und die Sozialdemokraten
schädlich, schädlich aber auch insge-
samt für die Opposition, weil er mit
diesem Kurs letztlich der Union bestä-
tigte, eine gute Arbeit geleistet zu ha-
ben.56
c) Insbesondere in den vergangenen
zwei Jahren waren in der rot-roten Re-
gierung in Mecklenburg-Vorpommern
Abnutzungserscheinungen zu konsta-
tieren. Eine Verständigung über Per-
spektiven eines „politischen Projekts
55 Everhard Holtmann 2003, Die Landtagswahl in
Sachsen-Anhalt vom 21. April 2002: Bürgervo-
tum gegen das Tolerierungsbündnis von SPD
und PDS, in: ZParl Heft 1/2003, S. 41ff.
56 Benjamin Hoff/Thomas Falkner 2006, Die
Wahlergebnisse vom 26. März 2006 für die
Linkspartei.PDS bzw. die WASG. Wahlnacht-
Analyse, S. 14.
http://www.benjaminhoff.de/themen/wahlen
/200603271500.html
SPD-PDS-Koalition" erfolgte lange Zeit
nicht, und es war nicht abzusehen,
dass Ringstorff nun im Landtagswahl-
kampf mit einer deutlichen rot-roten
Perspektive agiert.
Das markiert einen Trendwechsel zu
den Diskussionen der Jahre 199457
und 199858. Es könnte sein, dass eine
Normalisierung von rot-roten Koalitio-
nen auch zu einer „Entzauberung“ da-
hingehend führte, dass der damit ver-
bundene reformpolitische Habitus ei-
nes „rot-roten Projekts“ verloren ging.
Letzteres würde nicht überraschen. In
Schwerin ist die kommunikative und
politische Idee des arbeitsmarktpoliti-
schen Umsteuerns in Richtung „Öffent-
lich geförderter Beschäftigungssektor“
im ministerialbürokratischen und För-
dermitteldschungel nicht mehr zu er-
kennen. Die Berliner Koalition hat lan-
ge gebraucht, um über die Sanierung
des Landeshaushaltes hinaus eine
verbindende und öffentlichkeitswirk-
same Erzählung der Berliner Koalition
zu entwickeln. Zudem hatte, in Schwe-
rin wie Berlin, die PDS Probleme als
Juniorpartner, geringere Regierungser-
fahrung als der größere Koalitionär, ein
diffiziles Heimatmilieu und Schwierig-
keiten beim Akzeptieren der Regie-
rungsrolle.
Eine Regierungsbeteiligung der Linkspar-
tei.PDS in Sachsen ist derzeit prozentual
nicht möglich und bereits die Idee stößt
auf eine erhebliche psychologische
Schwelle bei den potenziellen Kooperati-
onspartnern SPD und Grüne. Diese
Schwelle war bereits in Thüringen und
Sachsen-Anhalt erkennbar. Für beide
Parteien ist es schwer vorstellbar, als
57 Jürgen Plöhn 1995, Die Landtagswahl in
Sachsen-Anhalt vom 26. Juni 1994. Die Mehr-
heitsbildung bleibt dem Landtag überlassen,
in: ZParl Heft 2/1995, S. 227ff.
58 Stefan Schieren 1999, Die Landtagswahl in
Sachsen-Anhalt vom 26. April 1998: „Magde-
burger Modell“ mit einigen Mängeln, in: ZParl
Heft 1/1999, S. 56ff. sowie: Nikolaus Werz/
Jochen Schmidt 1995, Die mecklenburg-vor-
pommersche Landtagswahl vom 27. Septem-
ber 1998: Weichenstellung zur rot-roten Koal i-
tion, in ebd., S. 97ff.
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kleinerer Koalitionspartner der Linkspar-
tei.PDS zu agieren und mit dem Vorwurf
konfrontiert zu werden, der früheren SED
in Ostdeutschland zu einem Ministerpräsi-
dentenposten verholfen zu haben. Insbe-
sondere bei der SPD dürfte das in Sach-
sen weiterhin wache historische Bewusst-
sein vom Umgang mit dem sozialdemokra-
tischen Erbe in der SED bzw. der DDR
eine solche Konstellation verhindern. Weil
jedoch für die nächsten Jahre nicht auszu-
schließen ist, dass die Linkspartei in
Ländern wie z.B. Sachsen, Thüringen und
Sachsen-Anhalt stärker wird als die So-
zialdemokratie, muss eine entsprechende
Debatte über die Normalität eines Links-
partei-Ministerpräsidenten und eine von
der Linkspartei geführte Koalition ange-
schoben werden. Dabei müssten die
Konsequenzen des Wandels der PDS in
Richtung Linkspartei ebenso einbezogen
werden wie die Tatsache, dass sich
mittelfristig auch im Westen die Optionen
und „Normalzustände“ verändern könnten.
Niemand kann vor dem Hintergrund der 17
%-Linksparteistimmen der Bundestags-
wahl 2005 ausschließen, dass bei der
Landtagswahl im Saarland 2009 die
Linkspartei in den Landtag einzieht und
mit ihren Stimmen einer SPD wieder zur
Regierungsmehrheit verhelfen könnte.
Darüber hinaus werden ohne eine solche
Normalisierung nicht nur die Regierungs-
optionen der Linkspartei, sondern auch die
der SPD und damit ihr Verhandlungsspiel-
raum dauerhaft erheblich eingeschränkt
bleiben. Die SPD könnte in Ostdeutsch-
land nur noch wählen zwischen der Hoff-
nung auf Bündnisse mit der Union oder
dem Gang in die Opposition, da eigene
Mehrheiten eher unwahrscheinlich sein
werden.
3. Die Mühen der Ebene:
Fortführung des Aleksa-Prozesses
Notwendig erscheint vor diesem Hinter-
grund eine spürbare inhaltliche Weiterent-
wicklung der sächsischen Linkspartei.
Mit dem Alternativen Landesentwicklungs-
konzept (Aleksa) wurde der Versuch un-
ternommen, ein eigenständiges Reform-
programm vorzulegen. Diesen landespoli-
tisch gesponnenen Faden hat die Links-
partei in Sachsen-Anhalt, durchaus auch
in Reaktion auf die von Bullerjahn vorge-
legte Studie „Sachsen-Anhalt 2020“ mit
einer eigenen Untersuchung „Sachsen-
Anhalt 2020 – Innovation und soziale Ge-
staltung für ein zukunftsfähiges Sachsen-
Anhalt“ aufgegriffen.
Beide Parteiverbände haben damit zu-
gleich begonnen, über das Rostocker
Manifest der PDS von 199859, aber auch
über die Beschlussfassung des Antrages
G3 des Rostocker Bundesparteitages von
2002 hinauszugehen, in dem formuliert ist:
„In Deutschland existiert eine Gerechtig-
keitslücke. Nicht nur zwischen Oben und
Unten, nicht allein zwischen Reichen und
Armen, sie klafft zunehmend auch zwi-
schen Ost und West. Gerechtigkeit gilt der
PDS daher als Leitvorstellung, als orientie-
render Maßstab für eine alternative Ent-
wicklung in den neuen Ländern, die den
Ostdeutschen eine lebenswerte Zukunft
bietet, die Abhängigkeit von Westdeutsch-
land stetig vermindert und schließlich die
Westdeutschen von riesigen Zahlungen an
den Osten entlasten kann.“60
Im Unterschied zur Intention dieses Be-
schlusses geht es in beiden Konzepten
nicht mehr nur darum, die Abhängigkeit
des Ostens vom Westen zu reduzieren,
sondern einen eigenständigen Ansatz zu
erarbeiten, wie strukturschwache bzw.
durch ökonomische Umbrüche gekenn-
zeichnete Regionen künftig zukunftsfähig
entwickelt werden können.
Dennoch besteht zwei Jahre nach Veröf-
fentlichung von Aleksa weiterhin eine
Schwäche im sächsischen Landesver-
band, wenn es darum geht zu beschrei-
ben, worin sich der Freistaat Sachsen im
Jahre 2009 bzw. 2014 aus Sicht der Links-
partei von dem einer CDU- oder SPD-
59 Partei des demokratischen Sozialismus (1998),
Rostocker Manifest, Beschluss der 2. Tagung
des 5. Parteitages der PDS, Rostock, 02. und
03. April 1998.
60 PDS 2002, Gerechtigkeit, Entwicklung, Integra-
tion – Für einen starken Osten im Herzen
Europas. Perspektiven für den Raum von
Rügen bis ins östliche Bayern, Beschluss der
3. Tagung des 7. Parteitages der PDS, Ros-
tock, 17. März 2002.
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Sicht unterscheidet. Externe Entscheidun-
gen wie z.B. die Föderalismusreform, die
Neuordnung der EU-Strukturfonds in der
Förderperiode 2007 bis 2013, aber auch
restriktive Regelungen der Europäischen
Union über staatliche Beteiligungs- und
Zuwendungspolitik stellen die im Aleksa
angenommenen Rahmenbedingungen
bzw. an vielen Punkten als Opposition
formulierten normativen Erwartungen in
Frage.
Im Vergleich zum 2004 vorgelegten
Aleksa müsste eine Fortentwicklung
weniger normativ formuliert, dafür aber
noch stärker an konkreten und machbaren
Konzepten ausgerichtet sein.
Während in der Vergangenheit stark auf
den Umfang von Ost-West-Transfers
(Solidarpakt II), auf ostdeutsche Innovati-
onen sowie auf flankierende Steuer- und
Verwaltungsreformpolitik orientiert wur-
de61, müsste diese Fokussierung erweitert
werden. Angesichts des durch die Födera-
lismusreform verschärften Wettbewerbs
zwischen vergleichsweise armen und
reichen Regionen nimmt die Auseinander-
setzung
- mit dem Perspektivwandel bundes-
deutscher Raumordnungspolitik
- den Konsequenzen für das Ziel
„gleichwertiger Lebensverhältnisse im
gesamten Bundesgebiet“ und
- den Schlussfolgerungen für Regional-
und Strukturpolitik
an Bedeutung zu.
Brenner/Heeg62 stellen dar, dass es in den
vergangenen 25 Jahren einen erheblichen
Wandel im raumordnungspolit ischen Ver-
61 Martin Gillo 2003, Unternehmen brauchen
mehr Freiräume, in: Neues Deutschland vom
02. Mai 2003 sowie Harald Wolf 2003, Modell-
region Ost statt Sonderzone, in: ebd..
62 Neil Brenner/Susanne Heeg 1998, Leistungs-
fähige Länder, konkurrenzfähige Stadtregio-
nen? Standortpolitik, Stadtregionen und die
Neugliederungsdebatte in den 90er Jahren, in:
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung
(Hrsg.), Neugliederung der Bundesrepublik
Deutschland, Informationen zur Raumentwick-
lung, Heft 10/1998, S. 662 f..
ständnis gegeben habe. „Seit der Verab-
schiedung des Raumordnungsgesetzes
(ROG) 1965 bestand das Ziel der Raum-
ordnungspolitik in der ‚Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse’ im gesamten
Bundesgebiet. Dieses Ziel wurde durch
verschiedene Maßnahmen, u.a. durch die
Bereitstellung von öffentlichen Dienstleis-
tungen und Infrastruktur sowie durch
Investitionen und Subventionen, verfolgt,
vor allem in ländlichen und ‚zurückgeblie-
benen’ Gebieten angewendet, die als
Standorte industriellen Wachstums geför-
dert werden sollten.“63
Die ursprüngliche Idee der bundesdeut-
schen Raumordnungspolitik ging davon
aus, dass sich eine ausgewogene Wirt-
schaftsentwicklung durch die gleichförmi-
ge Ausbreitung von Urbanisierung in
einem System zentraler Orte vollziehen
würde, die im gesamten nationalen Terri-
torium symmetrisch positioniert werden
sollten.64 Das zentrale Ziel staatlicher
Politik sollte die Förderung eines national
wirksamen räumlichen Ausgleichs sein, in
dem angenommen wurde, dass die natio-
nale Ebene der Ausgangspunkt für indus-
trielle Entwicklung, Verwaltungsorganisati-
on und Raumplanung sei und „die Verviel-
fältigung quasi identischer Wachstums-
muster innerhalb der Länder, Regionen
und Städte zu einem ausbalancierten
Wachstum auf nationaler Ebene führen
würde“.65
Stattdessen haben sich die Disparitäten
zwischen Regionen und Städten seit Mitte
der siebziger Jahre im Westen und mit der
Wiedervereinigung zwischen Ost und
West drastisch verschärft. Brenner/Heeg
identifizieren folgende Merkmale:66
- Es kam zu ausgeprägten Ungleichhei-
ten zwischen den Großstädten hin-
sichtlich ihrer Beschäftigung und Wirt-
schaftskraft.
63 Brenner/Heeg, a.a.O., S. 662.
64 Neil Brenner 1997, Restrukturierung öffentli-
chen Raums: Stadt- und Regionalplanung in
der BRD 1960-1990, in: Prokla, Nr. 109, 27.
Jahrgang, Heft 4/1997, S.
65 Brenner/Heeg, a.a.O., S. 663.
66 Brenner/Heeg, a.a.O., S. 663.
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- Herausbildung eines Nord-Süd-Ge-
fälles zwischen den altindustrialisierten
Gebieten im Nordwesten (Industrien
fordistischer Massenproduktion) und
den stärker diversifizierten südlichen
Regionen, wo High-Tech-Industrien
dominierten.
- Nach der Wiedervereinigung wurde
diese Nord-Süd-Achse durch eine Ost-
West-Polarisierung überlagert, die
durch wesentlich krassere Unterschie-
de gekennzeichnet war
- In den achtziger Jahren erfolgte all-
mählich eine Neudefinition der „Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse“.
Im Zuge dieses Prozesses zeichnete sich
eine Veränderung in den Prioritäten und
Zielsetzungen der Raumordnungspolitik
ab:67
- Die Länder werden weniger als subna-
tionale räumliche Bestandteile einheit-
licher nationaler Verwaltungsstrukturen
gesehen, sondern zunehmend als
räumliche Container „endogener“ Wirt-
schaftspotenziale.
- Nationale Wettbewerbsvorteile werden
auf „endogene“ urban-regionale
Wachstumspotenziale zurückgeführt,
die im Zusammenhang mit neuen For-
men der Raumordnungspolitik geför-
dert werden.68
- Das Ziel staatlicher territorialer Re-
strukturierung besteht künftig in der
Unterstützung der Ausdifferenzierung
spezifischer Standortqualitäten jeden
Landes als quasi einzigartiger räumli-
cher Arena für Wirtschaftswachstum.
- Die Bedeutung eines sozialen und
territorialen Ausgleichs wird nunmehr
67 Brenner/Heeg, a.a.O., S. 663.
68 Brenner/Heeg führen aus: „Im Raumord-
nungspolitischen Orientierungsrahmen (ORA)
von 1992 und dem Raumordnungspolitischen
Handlungsrahmen (HRA) von 1995 wurde
diese regionale Betonung zusätzlich forciert,
indem Regionen als die ‚Umsetzungsebene
raumordnerischer Aktivitäten’ präsentiert wur-
den und so eine Regionalisierung wichtiger
Instrumente der Raumordnungspolitik lanciert
wurde".
als regionale und nicht als nationale
Priorität gesehen.
Im Zentrum raumordnerischer Politik
stehen deshalb nunmehr großstädtische
Metropolenregionen, die als Motoren re-
gionaler Entwicklung gesehen werden. Zu
diesem Zweck wurden sechs „europäische
Metropolenregionen“ - Berlin/Branden-
burg, Hamburg, München, Rhein-Main,
Rhein-Ruhr und Stuttgart - abgegrenzt.
Daraus entstehen jedoch Interessenunter-
schiede zwischen den urbanen Metropo-
lenräumen und den von Unterzentren und
ländlichen Strukturen geprägten periphe-
ren Räumen, die mit Bevölkerungsabwan-
derung und Verschlechterung/Verteuerung
des öffentlichen Infrastrukturangebots kon-
frontiert sind. Die Gleichwertigkeit der
Lebensverhältnisse „wird in diesem Zu-
sammenhang nicht mehr als ein absoluter
Maßstab, sondern als ein situationsab-
hängiges, dynamisches Ziel mit sachlicher
und zeitlicher Prioritätensetzung und
längerfristigen Übergangszeiten gesehen
(...) Der bevorzugten Förderung des
Verflechtungsraums und einiger Städte
des äußeren Städtekranzes liegt die
Annahme zugrunde, dass erst ein stabiles
Wachstum generiert werden muss, das
dann im ‚trickle-down’-Prozess in den
peripheren und semi-peripheren Regionen
(...) anlangen wird. Diese Logik setzt
zunächst eine bevorzugte Förderung des
Umlandes und die Annahme voraus, dass
eine gestärkte Metropolregion Wachs-
tumsimpulse auch in die entlegendsten
Gebiete aussenden wird.“69
Angesichts dessen wird es notwendig und
könnte es spannend sein, sich mit dem
Verhältnis von Stadtregionen und periphe-
ren ländlichen Regionen auseinander zu
setzen. Dabei wäre zu bewerten, ob sich
der „trickle-down-Prozess“ bewährt hat
und wenn nein, wie darauf zu reagieren
ist. Der sächsische Landesentwicklungs-
plan 2003 trägt ihm mit dem „Sachsen-
dreieck“, bestehend aus den Oberzentren
Dresden, Leipzig, Chemnitz und Zwickau
Rechnung.70 Auch die Linkspartei über-
69 Brenner/Heeg, a.a.O., S. 666.
70 Sächsische Staatsregierung 2002, Landesent-
wicklungsplan 2003, Dresden, S. 9ff.
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nimmt das Modell des „Sachsendreiecks“
im Aleksa, nur normativ ergänzt dadurch,
dass ein weiteres Zurückbleiben der
strukturschwachen Regionen verhindert
werden müsste.71
Dieser beispielhaft aufgeworfene Aspekt
könnte um Fragen der unterschiedlichen
Konsequenzen aus den dramatischen
demographischen Entwicklungen in länd-
lichen gegenüber urbanen Räumen und
damit verbundenen Konsequenzen für
Umfang und Qualität öffentlicher Dienst-
leistungen etc. erweitert werden. Insge-
samt muss am Ende dieses Prozesses
eine gegenüber dem Aleksa von 2004
konkretisierte Formulierung von Reform-
projekten erreicht sein. Die SPD in Sach-
sen-Anhalt hat mit den mittlerweile acht in
der Reihe „Beiträge zur Zukunftsdiskussi-
on in Sachsen-Anhalt“72 erschienenen
71 PDS-Fraktion Sachsen, a.a.O., S. 72.
72 Bisher erschienen sind: Band 1: Jens Buller-
jahn: Sachsen-Anhalt 2020 - Einsichten und
Perspektiven. Ein realistischer Blick auf die
Entwicklung von Bevölkerung, Arbeitsmarkt,
Wirtschaft und öffentl ichen Finanzen; Band 2:
Katrin Budde u.a.: Wirtschaftspolitik für Sach-
sen-Anhalt. Thesen der Arbeitsgruppe "Wirt-
schaft" der Zukunfts-AG der SPD Sachsen-
Anhalt; Band 3: Holger Hövelmann u.a.: Kommu-
nen 2020. Thesen der Unterarbeitsgruppe
"Kommunen" der Zukunfts-AG der SPD Sachsen-
Anhalt ; Band 4: Dr. Gerlinde Kuppe u.a.: Familie
2020 - Wege in eine kinderfreundliche Gesell-
schaft. Leitlinien der Unterarbeitsgruppe "Familie"
der Zukunfts-AG des SPD-Landesverbandes
Sachsen-Anhalt; Band 5: Rita Mittendorf, Dr.
Gerlinde Kuppe u.a.: Bildungsland Sachsen-
Anhalt 2020. Eine Perspektivbetrachtung der
Arbeitsgruppe "Bildung" innerhalb der Zukunfts-
AG der SPD Sachsen-Anhalt; Band 6: Katrin
Budde, Jens Bullerjahn u.a.: "Arbeit für Sachsen-
Anhalt" - Leitbild und Maßnahmen für mehr
Beschäftigung. Thesen der Arbeitsgruppe
"Wirtschaft und Arbeit" der Zukunfts-AG der SPD;
Band 7: Jens Bullerjahn, Rüdiger Erben u.a.:
"Zukunftsorientierte Finanzpolitik bis 2020" -
Strategien für eine nachhaltige Konsolidierung
des Landeshaushaltes und der Kommunalhaus-
halte in Sachsen-Anhalt; Band 8: Peter Oleikie-
witz u.a.: "Politik für ländliche Räume in Sachsen-
Anhalt" - Handlungsstrategien und Lösungsan-
sätze vor dem Hintergrund des Bevölkerungs-
rückgangs. Abrufbar unter:
http://www.spd-sachsen-
ahalt.de/index.php?option=com_content&task=bl
ogcat egory &id=0&Itemid=124
Strategiestudien Maßstäbe gesetzt, wie
solche Reformprojekte zu erarbeiten sind.
Mittelfristig ist eine solche sächsische
Zukunftsdebatte nicht nur in Richtung
länderübergreifender Perspektiven von
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen
zu erweitern. Angestrebt werden sollte
darüber hinaus auch eine Verständigung
über die Zukunft der Region Ostdeutsch-
land und ihrer Bundesländer bis 2020,
insbesondere dann, wenn die schwarz-
rote Koalition im Bund tatsächlich begin-
nen sollte, die Finanzverfassung ein-
schließlich des Solidarpakts II neu zu
strukturieren.
Wenn eine solche Diskussion attraktiv und
öffentlich geführt wird, könnte nicht zuletzt
auch innerhalb der SPD ein Bedürfnis
geweckt werden, innerparteilich bzw. mit
der Linkspartei in einen kontinuierlicheren
Dialog darüber einzutreten, wie eine
Mezzogiorno-Perspektive Ostdeutsch-
lands zu verhindern ist. Ein solcherart
hergestelltes Verständnis für die Positio-
nen des jeweilig anderen Akteurs könnte
Vertrauen und Respekt erzeugen - unab-
dingbare Voraussetzung für jede Form
erfolgreicher Kooperation, einschließlich
einer rot-roten Gestaltungsoption, die im
besten Sinne des Wortes als „Reform-
bündnis“ kommuniziert werden könnte und
spätestens 2014 handlungs- und mehr-
heitsfähig sein sollte.
* * *
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